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1. Einleitung 

Die deutsche Wasserwirtschaft steht vor neuen und 
komplexer werdenden Herausforderungen: Klimawan-
del, demografische Entwicklungen, Landnutzungsän-
derungen, technologische Neuerungen und veränder-
tes Konsumverhalten bringen umfassende Verände-
rungen mit sich, die nicht allein durch branchenspezifi-
sche oder lokale Maßnahmen bewältigt werden kön-
nen. Zudem führen neue politische Rahmenbedingun-
gen, wie beispielsweise der EU-Haushalt oder Ände-
rungen in der gemeinsamen Agrarpolitik zu anderen 
Schwerpunkten und Herausforderungen. Ebenso gel-
ten die Nachhaltigkeitsziele der 2030-Agenda für eine 
nachhaltige Entwicklung1 („Sustainable Development 
Goals“, SDGs) auch für Deutschland. Um die 2030-
Agenda hierzulande umzusetzen, hat die Bundesregie-
rung in der Neuauflage der deutschen Nachhaltigkeits-
strategie2 die 17 SDGs aufgegriffen und unter Einbe-
ziehung der breiten Öffentlichkeit in einem Dialogver-
fahren im Januar 2017 die fortentwickelte deutsche 
Nachhaltigkeitsstrategie verabschiedet. Darin wurden 
zum Ziel 6 - Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirt-
schaftung von Wasser und Sanitärversorgung für alle 
gewährleisten - wesentliche Inhalte und politische Pri-
oritäten aus Sicht der Bundesregierung festgelegt. Ne-
ben der Nachhaltigkeitsstrategie haben auch andere 
sektorübergreifende nationale Strategien Bezüge zur 
Wasserwirtschaft, z.B. die Biodiversitätsstrategie3 o-
der die deutsche Anpassungsstrategie an den Klima-
wandel4. 

In der 6. UN-Vollversammlung wurde am 21. Dezem-
ber 2016 die Ausrufung der UN-Wasserdekade vom 
22. März 2018 bis zum März 2028 beschlossen. In der 
Entschließung heißt es, dass in der Dekade folgende 
Ziele verfolgt werden sollen:  

1) Förderung einer nachhaltigen Entwicklung 
und die integrierte Bewirtschaftung der Was-
serressourcen, 

2) die Umsetzung bestehender Programme und 
Projekte vorantreiben, 

 
1 Vereinte Nationen (2015): Transformation unserer Welt: die 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung; Generalversammlung: 
Stand 21.10.2015. A/RES/70/1, http://www.un.org/Depts/ger-
man/gv-70/band1/ar70001.pdf 
2 Bundesregierung (2016): Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie; Die 
Bundesregierung: Stand 1.10.2016. Berlin: Eversfrank Berlin GmbH, 
https://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/Be-
stellservice/Deutsche_Nachhaltigkeitsstrategie_Neuauf-
lage_2016.html?nn=437032 

3) Mobilisierung von Maßnahmen zur Errei-
chung der 2030-Agenda. 

Im Aktionsplan zur Wasserdekade werden die Mit-
gliedstaaten um Unterstützung bei der Verwirklichung 
der Dekadenziele in u.a. folgenden Arbeitsbereichen 
gebeten: 

• Austausch zu bewährten Verfahren und Lö-
sungen, 

• Verbesserung der Wissensbasis einschließlich 
neuer Informationen zu wasser-bezogenen 
SDGs; 

• Stärkung der Kommunikationsmaßnahmen 
zur Umsetzung der wasserbezogenen Ziele. 

Um viele Menschen an der Dekade teilnehmen lassen 
zu können, empfiehlt die UN die Durchführung von 
Dialogen, Konferenzen und Treffen. Solche Veranstal-
tungen werden als Schlüssel für die aktive Beteiligung 
aller relevanten Akteure, den Stakeholdern, bei der 
Umsetzung von Gewässerschutzmaßnahmen gesehen5. 
Dabei sollten die Stakeholder aus allen Bereichen der 
Zivilgesellschaft sowie aus der öffentlichen Verwaltung 
und Privatwirtschaft stammen. 

Die deutsche Wasserinfrastruktur ist auf Versorgungs-
sicherheit und Langfristigkeit ausgerichtet. Auch die 
aquatischen Ökosysteme reagieren oftmals sehr lang-
sam auf geänderte Rahmenbedingungen, wie die Ver-
ringerung von Stoffeinträgen. Gleiches gilt für Maßnah-
men der Daseinsvorsorge zum Schutz von Leben und 
Gütern vor Hochwasserkatastrophen oder Dürren, die 
der weit vorausschauenden Planung bedürfen und mit 
erheblichen finanziellen Investitionen verbunden sind. 
Daher sollen und müssen die erforderlichen Hand-
lungsoptionen bereits heute mit den beteiligten Akteu-
ren diskutiert werden. 

Nur so können notwendige Entwicklungen im Zeithori-
zont bis 2030 rechtzeitig identifiziert und eingeleitet 
sowie Maßnahmen umgesetzt werden, die ihre Wirk-
samkeit im Zeithorizont bis 2050 entfalten. Diese Her-
ausforderungen brauchen ein gemeinsames Reflektie-
ren, Um- und Neudenken der bisherigen Strategien in 

3 https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/biologischevielfalt/Doku-
mente/broschuere_biolog_vielfalt_strategie_bf.pdf  
4 Internetseite zur DAS und ihrer Fortschreibung https://www.um-
weltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-anpas-
sung/anpassung-auf-bundesebene/deutsche-anpassungsstrategie  
5 Bei der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, der Hochwasser-
schutzrichtlinie und auch beim Spurenstoffdialog hat sich eine sol-
che aktive Beteiligung als positiv für die Umsetzung erwiesen.  

http://www.un.org/Depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf
http://www.un.org/Depts/german/gv-70/band1/ar70001.pdf
https://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/Bestellservice/Deutsche_Nachhaltigkeitsstrategie_Neuauflage_2016.html?nn=437032
https://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/Bestellservice/Deutsche_Nachhaltigkeitsstrategie_Neuauflage_2016.html?nn=437032
https://www.bundesregierung.de/Content/Infomaterial/BPA/Bestellservice/Deutsche_Nachhaltigkeitsstrategie_Neuauflage_2016.html?nn=437032
https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/biologischevielfalt/Dokumente/broschuere_biolog_vielfalt_strategie_bf.pdf
https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/biologischevielfalt/Dokumente/broschuere_biolog_vielfalt_strategie_bf.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-anpassung/anpassung-auf-bundesebene/deutsche-anpassungsstrategie
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-anpassung/anpassung-auf-bundesebene/deutsche-anpassungsstrategie
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimafolgen-anpassung/anpassung-auf-bundesebene/deutsche-anpassungsstrategie
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der Wasserwirtschaft und angrenzenden Wirtschafts-
bereichen sowie eine darauf ausgerichtete Investiti-
ons- und Maßnahmenplanung. 

2. Der Dialogprozess 

Vor diesem Hintergrund initiiert das Bundesministe-
rium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
gemeinsam mit dem Umweltbundesamt im ersten Jahr 
der UN-Wasserdekade den „Nationalen Wasserdialog“. 
In dem Dialogprozess geht es darum, ausgewählte zu-
künftige Entwicklungen der Wasserwirtschaft und an-
grenzenden Wirtschaftsbereichen zu diskutieren und 
Handlungsoptionen zu entwickeln. Gemeinsam mit 
den beteiligten Akteuren aus Wirtschaft, Verwaltung, 
Praxis, Interessensvertretungen und Wissenschaft sol-
len wesentliche Maßnahmen identifiziert werden, die 
darauf ausgerichtet sind, mit den sich ändernden Be-
dingungen umgehen zu können und damit die deut-
sche Wasserwirtschaft langfristig zukunftsfähig zu ge-
stalten. Konkret hat der Dialogprozess folgende Ziele:  

• Verstärkung der Kommunikation zwischen 
Akteuren aus der Wasserwirtschaft und an-
grenzenden Wirtschaftsbereichen;  

• Besseres Verständnis der zukünftigen Her-
ausforderungen, der Synergien und mögli-
chen Konflikte sowie der Notwendigkeit einer 
gemeinsamen Zukunftsstrategie für die Was-
serwirtschaft;  

• Besseres Verständnis für gegebenenfalls er-
forderliche Veränderungen in den Rahmenbe-
dingungen und Strukturen der deutschen 
Wasserwirtschaft, der Kooperationsformen 
zwischen den wasserwirtschaftlich relevan-
ten Akteuren innerhalb und außerhalb der 
der Wasserwirtschaft; 

• Erarbeitung von Bausteinen für einen strate-
gischen Rahmen für die ausgewählten Zu-
kunftsthemen, in dem Handlungsoptionen be-
schrieben werden, die durch Maßnahmen der 

Akteure der Wasserwirtschaft und angren-
zenden Sektoren, Politik und Zivilgesellschaft 
konkretisiert werden. Diese Bausteine sind 
ein Beitrag zu einer längerfristigen Was-
serstrategie „Zukunft Wasser“;  

• Identifizierung der Partner für die zukünftige 
gemeinsame Umsetzung von erforderlichen 
Handlungsoptionen und Maßnahmen.  

Der „Nationale Wasserdialog“ gliedert sich in drei Pha-
sen:  

• Auftaktphase: Auswahl, Aufbereitung, Diskus-
sion und Priorisierung zentraler Zukunftsthe-
men (Cluster) im Rahmen des 1. Nationalen 
Wasserforums im Oktober 2018.  

• Vertiefungsphase: Vertiefung und Bearbei-
tung der beim 1. Nationalen Wasserforum aus-
gewählten Zukunftsthemen im Rahmen von 
fünf themenspezifischen Wasserdialogen zwi-
schen Dezember 2018 und Dezember 2019. 

• Ergebnisphase: Ableitung von Handlungsopti-
onen und Lösungsstrategien. Abschluss durch 
das 2. Nationale Wasserforum im Herbst 2020.  

In den drei Phasen sind Bezüge zu Strategieprozessen 
des BMU und ggf. anderer Bundesressorts mit Rele-
vanz für die Zukunfts- und Querschnittsthemen zu be-
rücksichtigen. 

Am Ende des Dialogprozesses wird ein Eckpunktepa-
pier erarbeitet, das die in den nationalen Wasserforen 
und den Wasserdialogen diskutierten Zukunftsthemen 
und ihre Bewertung durch die Akteure abbildet. 
Ebenso sollen im Papier konsensuale Handlungsoptio-
nen und nächste Schritte festgestellt, aber auch Dis-
sense und mögliche Konflikte in den einzelnen Zu-
kunftsthemen aufgezeigt werden. Diese Eckpunkte sol-
len sowohl in relevante andere Strategieprozesse ein-
gespeist werden als auch als Baustein für die Erarbei-
tung einer nationalen Wasserstrategie „Zukunft Was-
ser“ durch das BMU dienen. Sie sind  als Beitrag zur 
UN-Wasserdekade zu verstehen.  

 

Abbildung 1: Prozess des „Nationalen Wasserdialogs“ 
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Eingeladen im Dialogprozess mitzuwirken sind Ak-
teure aus der Wasserwirtschaft und angrenzenden 
Wirtschaftszweigen wie Landwirtschaft und Verkehr. 
Dies umfasst beispielsweise Vertreterinnen und Ver-
treter aus Bund, Ländern und Kommunen, aus der Zi-
vilgesellschaft, Umwelt- und Verbraucherschutzver-
bänden, aus der Privatwirtschaft sowie aus Wissen-
schaft und Forschung. 

3. Zielsetzung des 
1. Nationalen 
Wasserforums 

Ziel dieser ersten Veranstaltung am 16. Oktober 2018 
ist es, die Anliegen und Interessen aller Akteure zu hö-
ren, zu dokumentieren und die wesentlichen Frage-
stellungen zu den Zukunftsthemen der Wasserwirt-
schaft zu definieren sowie einen gemeinsamen Wis-
sensstand zu erarbeiten.  

Die Diskussion im Wasserforum soll dazu dienen, die 
Zukunftsthemen für die Vertiefung in den themenspe-
zifischen Wasserdialogen auszuwählen. 

4. Zukunftsthemen, 
Cluster und 
Querschnittsthemen 

Als fachliche Vorbereitung des 1. Nationalen Wasserfo-
rums wurden auf Basis umfangreicher Recherchen und 
einer ersten BMU/UBA internen Konsultation 15 Zu-
kunftsthemen und drei Querschnittsthemen identifi-
ziert, welche die große Bandbreite zukünftiger wasser-
wirtschaftlicher Aufgaben widerspiegeln (siehe Abbil-
dung 2). Unter Querschnittsthemen sind Themen zu 
verstehen, die für alle Zukunftsthemen von Bedeutung 
sind und daher als Querschnittsmaterie zu betrachten 
sind. Dies sind: 

• Klimawandel: Der fortschreitende Klimawan-
del wird alle Bereiche der Wasserwirtschaft 
betreffen. Fragen der Anpassung an den Kli-
mawandel werden von der Bundesregierung 
unter der Federführung des BMU gemeinsam 
im Rahmen der deutschen Anpassungsstrate-
gie an den Klimawandel (DAS) behandelt. Die 
DAS weist das Handlungsfeld Wasser als be-
sonders bedeutsam aus, da hier vielfältige 
Wechselwirkungen zu anderen Handlungsfel-

 
Abbildung 2: Zukunftsthemen, Querschnittsthemen und Cluster im Dialogprozess 
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der bestehen. Empfehlungen aus dem Natio-
nalen Wasserdialog sollen in die DAS einge-
speist werden.  

• Ressourcenschutz: Der Ressourcenverbrauch 
muss vom Wirtschaftswachstum entkoppelt 
werden. Nachhaltigkeit zielt auf die Errei-
chung von Generationengerechtigkeit, sozia-
lem Zusammenhalt, Lebensqualität und 
Wahrnehmung internationaler Verantwor-
tung. In diesem Sinne sind wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit, der Schutz der natürlichen 
Lebensgrundlagen und soziale Verantwor-
tung so zusammenzuführen, dass Entwicklun-
gen dauerhaft tragfähig sind. 

• Governance / Management: Die Organisation 
und Entscheidungsfindung der deutschen 
Wasserwirtschaft, sowie die Zusammenarbeit 
mit angrenzenden Wirtschaftsbereichen ist 
für alle Bereiche von zentraler Bedeutung. Es 
stellt sich die Frage, ob die bestehenden 
Strukturen und Prozesse für die Bearbeitung 
der Zukunftsthemen noch geeignet sind oder 
es einer Überprüfung und Weiterentwicklung 
bedarf. 

Um die Fülle der Themen im 1. Nationalen Wasserfo-
rum handhabbar zu machen, wurde eine Eingrenzung 
der Themen in Form einer Clusterbildung vorgenom-
men und fünf Cluster gebildet (die Zuordnung der Zu-
kunftsthemen zu den Clustern ist in den jeweiligen 
nachfolgenden Clusterbeschreibungen zu finden). We-
der die Art der Clusterbildung, noch die Liste der Zu-
kunftsthemen haben einen Anspruch auf Vollständig-
keit und es besteht im Rahmen einer Onlinebefragung6 
die Möglichkeit weitere Aspekte zu ergänzen. 

Die wesentlichen Auswahlkriterien für die Themenfin-
dung waren: 

• Zukünftige Herausforderungen bis 2050, 

• Sicherung der Daseinsvorsorge, 

• Umwelt- und Gewässerschutz vor dem Hin-
tergrund bestehender rechtlicher Rahmenbe-
dingungen auf nationaler und EU-Ebene, 

• Nationale Relevanz, 

• Aktualität der Themen unter Berücksichti-
gung weiterer Dialog- und Strategieprozesse 
des Bundes, 

 
6 Siehe https://www.fresh-thoughts.eu/FreshEvents-92-Leitfragen  
7 UBA (2014): Wasserwirtschaft in Deutschland. Wasserversorgung − 
Abwasserbeseitigung. 

• Dringlichkeit die beteiligten Akteure in span-
nungsreichen Themenfeldern zusammenzu-
bringen, 

• Beeinflussung durch den Klimawandel. 

5. Cluster 1: Vernetzte 
Infrastrukturen 

Innerhalb dieses Clusters steht die Frage im Vorder-
grund, wie die Daseinsvorsorge bei sich ändernden 
Rahmenbedingungen auch zukünftig gesichert werden 
kann. Das bezieht die Infrastrukturen der Siedlungs-
wasserwirtschaft ebenso mit ein, wie die Digitalisie-
rung oder neue Nutzungen und Nutzungsansprüche 
von Wasser und Ressourcen.  

Zukunftsthemen innerhalb dieses Clusters sind:  

• Infrastruktur der Siedlungswasserwirtschaft, 

• Wasserversorgungssicherheit, 

• Circular Economy, 

• Wasser und Energie, 

• Neue Nutzungen von Wasser (Wasser als 
Energiespeicher), 

• Digitalisierung der Wasserwirtschaft, 

• Flusshochwasser / Besser Hochwasserrisiko-
management  

• Management von Niedrigwasser 

5.1 Derzeitige Situation 

Die Versorgung der Bevölkerung mit Trinkwasser und 
Brauchwasser und die Entsorgung von Abwasser so-
wie die Ableitung von Niederschlagswasser sind we-
sentliche Bestandteile der siedlungswasserwirtschaft-
lichen Infrastruktur. Die im vergangenen Jahrhundert 
in Deutschland errichteten konventionellen Wasserin-
frastruktursysteme wurden in der Regel zentralis-
tisch konzipiert. Ein Großteil der Bevölkerung in 
Deutschland ist an diese Infrastruktur (Länge der Ka-
nalnetze beträgt mehr als 1 Mio. km7, die des Trink-
wassernetzes ca. 500.000 km8) angeschlossen. Es gibt 
sowohl Trenn- als auch Mischwassersysteme, bei de-

8 Bartel, H., H. H. Dieter, I. Feuerpfeil, H. J. Grummt, T. Grummt, A. 
Hummel, R. Konietzka, N. Litz, T. Rapp, J. Rechenberg, B. Schaefer, F. 

https://www.fresh-thoughts.eu/FreshEvents-92-Leitfragen
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nen unbehandeltes Niederschlagswasser und Misch-
wasserüberläufe aufgrund der Einträge von Schadstof-
fen und Krankheitserregern in Oberflächengewässer, 
v.a. bei Starkregen, Herausforderungen darstellen. 

Deutschland ist ein wasserreiches Land und der Was-
sernutzungsindex mit 13 Prozent Nutzung an der Ge-
samtwassermenge liegt unter der Wasserstressmarke 
von 20 Prozent9. Jährlich werden 5 Mrd. Kubikmeter 
Wasser von öffentlichen Versorgern bereitgestellt und 
circa 20 Mrd. Kubikmeter von nicht-öffentlichen Ver-
sorgern. Grenzwertüberschreitungen im Trinkwasser 
durch Nitrate, Pestizide und Schwermetalle10 sind in 
den letzten Jahrzehnten zurückgegangen11 und kom-
men nur noch im Einzelfall vor. Dies ist dem großen 
Engagement der Wasserversorger zu verdanken. Im 
Rohwasser, aus dem das Trinkwasser gewonnen wird, 
bereiten zunehmende Nitratbelastungen und Pestizid-
funde Probleme. Auch nehmen Nachweise von Spu-
renstoffen aus beispielsweise kosmetischen und phar-
mazeutischen Produkten oder Industriechemikalien 
im Rohwasser (Grund- und Oberflächenwasser) zu. 
Diese werden von Versorgern, Verbrauchern und Me-
dien als zunehmendes Risiko betrachtet (siehe auch 
Cluster 2: Risikofaktor Schadstoffe) und können zu-
sätzliche Maßnahmen im Rahmen der Trinkwasserauf-
bereitungs-Infrastruktur erfordern. 

In Deutschland werden jährlich knapp 10 Mrd. Kubik-
meter Abwasser gereinigt; 90 Prozent davon in den 
großen Kläranlagen. Die dreistufige Abwasserbehand-
lung ist für die Reduzierung von Nährstoffen optimiert, 
weshalb schwer abbaubare Schadstoffe (z. B. polycycli-
sche aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) und Spu-
renstoffe) sowie Schwermetalle nicht vollständig eli-
miniert werden12. Zu deren Reduzierung sind eine 
Vielzahl von Maßnahmen erforderlich1314.  

Abwasser wird auch zunehmend als Rohstoff- und 
Energiequelle gesehen. Derzeit bleiben die im Abwas-
ser enthaltenen Nährstoffe häufig ungenutzt. Phosphor 
und Stickstoff können aber beispielsweise zur Herstel-

 
U. Schlosser und L. Vigelahn (2010): Rund um das Trinkwasser: Rat-
geber im Auftrag des Umweltbundesamtes; Stand 2016. Dessau-
Roßlau: Umweltbundesamt, https://www.umweltbundesamt.de/si-
tes/default/files/medien/479/publikatio-
nen/uba_rund_um_das_trinkwasser_ratgeber_web_0.pdf  
9 http://www.eea.europa.eu/data-and-maps/explore-interactive-
maps/water-exploitation-index-for-river-1  
10 Blei, Nickel, Eisen, Ammonium, Mangan, Sulfat und andere 
(BMU/UBA (2017) Wasserwirtschaft in Deutschland - Grundlagen, 
Belastungen, Maßnahme. 
11 https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/trinkwas-
ser/trinkwasserqualitaet/daten-zur-trinkwasserqualitaet sowie auf 
europäischer Ebene: https://www.eea.europa.eu/publica-
tions/public-health-and-environmental-protection.  
12 BMU/ UBA (Hrsg.) (2017): Wasserwirtschaft in Deutschland. 
Grundlagen, Belastungen, Maßnahmen. Umweltbundesamt, Des-

lung von Dünger genutzt werden. Mit denen im Abwas-
ser verfügbaren Phosphorvorkommen könnten etwa 
die Hälfte der jährlichen Phosphormineralimporte ein-
gespart werden15. Stickstoffverbindungen werden in 
Kläranlagen über mikrobielle Prozesse (Nitrifika-
tion/Denitrifikation) in unschädliches Stickstoffgas 
umgewandelt und in die Atmosphäre entlassen. Hierzu 
muss viel Energie eingesetzt werden (die Belüftung 
des Belebtschlammes ist der energieintensivste Pro-
zess in der Kläranlage). Im Falle der Rückgewinnung 
von Stickstoff in den Kläranlagen kann diese Energie 
teilweise eingespart werden. Ebenso kann durch die 
Rückgewinnung von pflanzenverfügbaren Stickstoff-
verbindungen aus dem Abwasser, chemisch erzeugter 
Stickstoffdünger und hierbei v.a. der energieauf-
wendige Schritt zur Fixierung des Luftstickstoffs bei 
der Stickstoffdüngerherstellung eingespart werden 
(Haber-Bosch-Verfahren). 

Eine Weiterentwicklung und Implementierung geeig-
neter Phosphor-Rückgewinnungstechniken aus Ab-
wasser bzw. Klärschlamm oder Klärschlammasche, als 
auch von Stickstoff (Ammoniak), trägt zur Ressourcen-
schonung und zu einer nachhaltigen Abwasserwirt-
schaft bei16. Gleichzeitig könnten somit Nährstoffein-
träge in die aufnehmenden Gewässer, also z.B. in 
Flüsse und ins Meer, verringert werden. Des Weiteren 
kann das Abwasser als Wärme- und Kältequelle für 
Wärmepumpen verwendet werden. Abwasser ist im 
Winter durchschnittlich 10 bis 12 °C warm, im Som-
mer zwischen 17 und 20 °C. Diese Temperatur steht 
für Wärme bzw. thermische Energie, die dem Abwas-
ser entzogen werden kann. 

Die zunehmende Digitalisierung17 der Gesellschaft 
betrifft auch die Siedlungswasserwirtschaft und das 
Flussgebietsmanagement. Der Begriff „Wasser 4.0“ be-
schreibt die Nutzung von Digitalisierung und Automa-
tisierung in Verwaltung, Planung und allen physika-
lisch-chemischen Prozessen zum Schutz und der nach-
haltigen Nutzung der Ressource Wasser, zur Versor-
gung von Haushalten, Industrie und Landwirtschaft 

sau-Roßlau, https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/fi-
les/medien/1410/publikationen/uba_wasserwirtschaft_in_deutsch-
land_2017_web_aktualisiert.pdf 
13 UBA (2018): Empfehlungen zur Reduzierung von Mikroverunreini-
gungen in den Gewässern. https://www.umweltbundesamt.de/pub-
likationen/empfehlungen-zur-reduzierung-von-0  
14 Der Beitrag der Landwirtschaft zur Gewässerqualität wird im 
nächsten Kapitel diskutiert.  
15 Siehe https://www.umweltbundesamt.de/themen/energie-roh-
stoffe-aus-klaeranlagen  
16 UBA (2017): Energie und Rohstoffe aus Kläranlagen; Stand 
22.03.2017, https://www.umweltbundesamt.de/themen/energie-
rohstoffe-aus-klaeranlagen 
17 UBA Refo-Plan Vorhaben „Chancen und Herausforderungen der 
Verknüpfungen der Systeme in der Wasserwirtschaft (Wasser 4.0)“ 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_rund_um_das_trinkwasser_ratgeber_web_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_rund_um_das_trinkwasser_ratgeber_web_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_rund_um_das_trinkwasser_ratgeber_web_0.pdf
http://www.eea.europa.eu/data-and-maps/explore-interactive-maps/water-exploitation-index-for-river-1
http://www.eea.europa.eu/data-and-maps/explore-interactive-maps/water-exploitation-index-for-river-1
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/trinkwasser/trinkwasserqualitaet/daten-zur-trinkwasserqualitaet
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/trinkwasser/trinkwasserqualitaet/daten-zur-trinkwasserqualitaet
https://www.eea.europa.eu/publications/public-health-and-environmental-protection
https://www.eea.europa.eu/publications/public-health-and-environmental-protection
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_wasserwirtschaft_in_deutschland_2017_web_aktualisiert.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_wasserwirtschaft_in_deutschland_2017_web_aktualisiert.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_wasserwirtschaft_in_deutschland_2017_web_aktualisiert.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/empfehlungen-zur-reduzierung-von-0
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/empfehlungen-zur-reduzierung-von-0
https://www.umweltbundesamt.de/themen/energie-rohstoffe-aus-klaeranlagen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/energie-rohstoffe-aus-klaeranlagen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/energie-rohstoffe-aus-klaeranlagen
https://www.umweltbundesamt.de/themen/energie-rohstoffe-aus-klaeranlagen
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mit Wasser und zum Schutz vor wasser- und gewäs-
serbedingten Risiken. Digitalisierung, Modellierung, 
Automatisierung und Visualisierung ermöglichen in 
Ver- und Entsorgung sowie im Hochwasserschutz über 
die Kopplung von anderen Wirtschaftsbereichen und 
die Integration verschiedener Prozesse eine Erhöhung 
von Kosteneffizienz, Servicequalität, Sicherheit und 
Zuverlässigkeit und damit eine deutliche Verbesserung 
in der Daseinsvorsorge. Dabei muss aber auch ein aus-
reichend hohes Maß an Datensicherheit gegeben sein, 
um Missbräuche zu verhindern. 

5.2 Warum ist dieser Cluster (auch) 
in der Zukunft voraussichtlich 
relevant? 

Die Instandhaltung und Optimierung der siedlungs-
wasserwirtschaftlichen Infrastruktur ist eine wesentli-
che Aufgabe der Wasserwirtschaft. Demografischer 
Wandel, Klimawandel, Eintrag an weiteren Schadstof-
fen und Anforderungen der „Kreislaufwirtschaft“ im 
Rahmen der Ressourceneffizienz führen auch zukünf-
tig zu einem Handlungsbedarf in Bezug auf die weitere 
Optimierung dieser Infrastrukturen: 

• Das Altern von Kanalnetzen stellt eine Her-
ausforderung dar. Laut einer Umfrage der 
DWA (2015) sind immer noch 7 Prozent der 
Kanalnetze älter als 100 Jahre; Sanierungsbe-
darf ist aber oft schon bei 30 Jahre alten Ka-
nälen gegeben.18 Hier bedarf es Anstrengung 
für deren Erneuerung. 

• Der Einbau alternativer und/oder neuartiger 
Sanitärsysteme beim Neubau und Umbau von 
Siedlungen/Häusern19 kann in Zukunft ver-
stärkt an Bedeutung gewinnen und Kanal-
netze entlasten oder ersetzen. 

• Der demografische Wandel wird in Deutsch-
land insgesamt zu einem deutlichen Rückgang 
der Bevölkerungszahlen führen. Diese Ände-

 
18 Berger, C., C. Falk, F. Hetzel, J. Pinnekamp, S. Roder, J. Ruppelt 
(2015): Zustand der Kanalisation in Deutschland: Ergebnisse der 
DWA-Umfrage 2015; Hennef, Deutsche Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA). https://de.dwa.de/fi-
les/_media/content/03_THEMEN/Entw%C3%A4sserungssys-
teme/Kanalumfrage/Zustand%20der%20Kanalisation%202015.pdf 
19 DWA (2008): DWA Themen: Neuartige Sanitärsysteme. Hennef. 
ISBN 978-3-941089-37-2. 
20 Hillenbrand, T., J. Niederste-Hollenberg, E. Menger-Krug, S. Klug, 
R. Holländer, S. Lautenschläger und S. Geyler (2009): Demografi-
scher Wandel als Herausforderung für die Sicherung und Entwick-
lung einer kosten- und ressourceneffizienten Abwasserinfrastruktur; 

rungen in der Bevölkerung können jedoch re-
gional bzw. lokal sehr unterschiedlich ausge-
prägt sein und sowohl eine Zunahme als auch 
eine drastische Abnahme mit sich bringen. 
Für die raumbezogenen Infrastrukturen für 
Wasser, Abwasser oder Energie kann sich da-
raus ein deutlicher Anpassungsbedarf erge-
ben20.  

• Die Zunahme von Extremniederschlagsereig-
nissen durch den Klimawandel überlastet die 
Kanalnetze und führt immer häufiger zu 
Mischwasserüberläufen mit negativen Folgen 
für die Gewässer. Hier sind Handlungsoptio-
nen notwendig, um den Wasserrückhalt und 
Versickerung in der Fläche zu erhöhen21, oder 
Maßnahmen, die auf den begrenzt verfügba-
ren Flächen angewendet werden können.  

• Bisher ist nicht davon auszugehen, dass die 
Trinkwasserversorgung in Deutschland groß-
räumig und dauerhaft vom Klimawandel und 
Dürren beeinträchtigt wird. Allerdings gibt es 
zahlreiche lokale und regionale Ausnahmen 
von dieser grundsätzlichen Aussage (küsten-
nahe Grundwasservorkommen; Gebiete in de-
nen die Trinkwasserversorgung bereits heute 
angespannt ist, oder Quellen mit wenig ergie-
bigen Kluftgrundwasserleitern)22. Hier wer-
den zusätzliche Maßnahmen erforderlich 
werden. Eine Zunahme extremer Trocken- 
und Hitzephasen durch den Klimawandel 
kann den Spitzenbedarf an Wasser steigern, 
während gleichzeitig mit Veränderungen des 
Grundbedarfs durch Bevölkerungsrückgang 
und wassersparende Technologien gerechnet 
werden muss, was zur Spreizung zwischen 
Grund- und Spitzenbedarf führt, die bei Pla-
nung, Bau und Betrieb der Versorgungsinfra-
struktur zu berücksichtigen ist23.  

• Weiterhin kann Kühlwassermangel durch zu 
geringe Abflüsse (Niedrigwasser) oder zu 

Stand Juni 2010. Dessau-Roßlau, Umweltbundesamt (UBA). Kennnu-
mer UBA-FB 001386., https://www.umweltbundesamt.de/si-
tes/default/files/medien/461/publikationen/3779.pdf - 
21 Deutsches Institut für Urbanistik gGmbH (Difu) (Hrsg.) (2017): 
Wasserinfrastrukturen für die zukunftsfähige Stadt; Beitrage aus der 
INIS-Forschung. Berlin. S.27 ff. https://www.fona.de/media-
thek/pdf/2017_nawam-inis_abschlusspublikation.pdf  
22 LAWA (2017): Auswirkungen des Klimawandels auf die Wasser-
wirtschaft – Bestandsaufnahme, Handlungsoptionen und strategi-
sche Handlungsfelder 2017. 
23 DWA - Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und 
Abfall e.V. (2010): Klimawandel - Herausforderungen und Lösungs-
ansätze für die deutsche Wasserwirtschaft. DWA-Themen Mai 2010. 
ISBN: 9783941897199. 

https://de.dwa.de/files/_media/content/03_THEMEN/Entw%C3%A4sserungssysteme/Kanalumfrage/Zustand%20der%20Kanalisation%202015.pdf
https://de.dwa.de/files/_media/content/03_THEMEN/Entw%C3%A4sserungssysteme/Kanalumfrage/Zustand%20der%20Kanalisation%202015.pdf
https://de.dwa.de/files/_media/content/03_THEMEN/Entw%C3%A4sserungssysteme/Kanalumfrage/Zustand%20der%20Kanalisation%202015.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/461/publikationen/3779.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/461/publikationen/3779.pdf
https://www.fona.de/mediathek/pdf/2017_nawam-inis_abschlusspublikation.pdf
https://www.fona.de/mediathek/pdf/2017_nawam-inis_abschlusspublikation.pdf
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hohe Temperaturen konventionelle Wärme-
kraftwerke und Kernkraftwerke und andere 
Branchen, wie beispielsweise die Papierin-
dustrie betreffen. Ebenso werden auch Was-
serkraftnutzung, Schiffbarkeit und Bewässe-
rung in der Landwirtschaft betroffen sein, wie 
sich im Sommer 2018 bereits deutlich gezeigt 
hat. Die Landwirtschaft wird vor allem in 
Standorten mit heute schon ungünstiger kli-
matischer Wasserbilanz oder flachgründigen, 
sandigen oder tonigen Böden stark betroffen 
sein24. 

• Immer mehr rücken Spurenstoffe aus bei-
spielweise Pharmazeutika, Mikroplastik u.a. 
Reifenabrieb, Kosmetika und Bekleidung so-
wie multiresistente Keime, die über das Ab-
wasser oder durch Oberflächenabfluss von 
mit Wirtschaftsdüngern gedüngten Feldern in 
die Umwelt gelangen, in den politischen Fo-
kus25. Die potentiellen Risiken für die 
menschliche und tierische Gesundheit, die 
Trinkwasserversorgung und für die Umwelt 
rücken zunehmend ins öffentliche Bewusst-
sein26. Durch verbesserte Analytik können 
Stoffe und Mikroplastikteilchen zudem ver-
mehrt nachgewiesen werden. Damit erhöhen 
sich die Anforderungen an die Siedlungswas-
serwirtschaft.  

• Die steigende Nachfrage27 nach Düngemitteln, 
die weitere Verknappung und höhere Preise 
des Rohphosphats28 erfordern die Rückge-
winnung von Phosphor und Stickstoff aus Ab-
wasser und die entsprechende technische 
Weiterentwicklung. Dadurch kann sich der 
Abwasserwirtschaft möglicherweise ein 
neues Einnahmefeld eröffnen.  

• Die Anlagenoptimierung zur Energieeinspa-
rung und die Verwendung von Energieres-
sourcen wie beispielweise die Abwasser-
wärme werden zunehmend bei allen Aus- und 
Neubauten thematisiert; hier bedarf es aber 

 
24 LAWA (2017): Auswirkungen des Klimawandels auf die Wasser-
wirtschaft – Bestandsaufnahme, Handlungsoptionen und strategi-
sche Handlungsfelder 2017, http://www.laenderfinanzierungspro-
gramm.de/cms/WaBoAb_prod/WaBoAb/Vorhaben/Sons-
tige/K_1.17/20171221_lawa-bericht_hydron.pdf  
25 BMUB/UBA (Hrsg.) (2017): Policy-Paper Empfehlungen des Stake-
holder-Dialogs »Spurenstoffstrategie des Bundes« an die Politik zur 
Reduktion von Spurenstoffeinträgen in die Gewässer. Eds.: Hillen-
brand, T.; Tettenborn, F.; Bloser, M.; Bonn: Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Dessau: Umwelt-
bundesamt, https://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spuren-
stoffe/index.php - 

noch weiterer Anstrengungen. Ebenso kön-
nen in Wasserversorgungsnetze eingebaute 
Trinkwasserkraftwerke Strom produzieren 
und gleichzeitig zur Druckregulierung beitra-
gen.  

• Digitalisierung, Modellierung, Automatisie-
rung und Visualisierung ermöglichen in Ver- 
und Entsorgung sowie im Hoch- und Niedrig-
wassermanagement die Kopplung von Sekto-
ren (z.B. Landwirtschaft 4.0) und über die In-
tegration verschiedener Prozesse eine Erhö-
hung von Kosteneffizienz, Servicequalität, Si-
cherheit und Zuverlässigkeit und damit eine 
deutliche Verbesserung in der Daseinsvor-
sorge. 

5.3 Welche Handlungsoptionen 
gibt es? 

Im Rahmen einer ersten internen Diskussion und un-
ter Auswertung bestehender Politikpapiere konnten 
folgende Handlungsoptionen identifiziert werden, um 
die bestehenden und zu erwartenden Herausforderun-
gen anzugehen:  

[Bitte beachten Sie, dass Sie im Rahmen der Online 
Konsultation und der Teilnahme am Dialogprozess 
diese Handlungsoptionen mitgestalten, ergänzen 
und erweitern können.] 

• Vorantreiben von nachhaltiger und klimaresi-
lienter Stadt- und Regionalentwicklung mit ei-
ner Priorisierung von Ressourceneffizienz 
und Wasserrückhalt (Verringerung der ver-
siegelten Flächen, Regenwassermanagement 
in urbanen Räumen). Dazu gehört auch die 
Entwicklung von funktionsfähigen Wasser-
wiedernutzungs- und Managementmodellen, 
die verschiedene Wasser- und Rohstoffnut-
zungen integrieren. 

26 Karthe et al. (2017): Potenzielle Gefährdungen für die Trinkwas-
serhygiene von morgen. In: (Difu) (Hrsg.) 2017. Wasserinfrastruktu-
ren für die zukunftsfähige Stadt. Beitrage aus der INIS-Forschung. 
Berlin.  
27 Laut Fertilizers Europe wird der Verbrauch von Düngern in der 
EU27 im nächsten Jahrzehnt um 1% für N, um 6,7% für P und um 
11,6% für KCl ansteigen (McKinsey, 2016, S.51). 
28 Der jährliche Phosphorbedarf in der Landwirtschaft beläuft sich in 
Deutschland auf über 500.000 t P, knapp 150.000 t davon werden in 
Form mineralischer Dünger aufgebracht. Dieser wird aus bergmän-
nisch gewonnen Rohphosphaten hergestellt, für die in der EU eine 
nahezu vollständige Importabhängigkeit besteht und die teilweise 
stark mit Schwermetallen wie Uran und Cadmium belastet sind 
(UBA, 2014, S.5). 

http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/cms/WaBoAb_prod/WaBoAb/Vorhaben/Sonstige/K_1.17/20171221_lawa-bericht_hydron.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/cms/WaBoAb_prod/WaBoAb/Vorhaben/Sonstige/K_1.17/20171221_lawa-bericht_hydron.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/cms/WaBoAb_prod/WaBoAb/Vorhaben/Sonstige/K_1.17/20171221_lawa-bericht_hydron.pdf
https://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spurenstoffe/index.php
https://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spurenstoffe/index.php
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• Ausbau (z.B. Errichtung vierter Reinigungs-
stufe auf kommunalen Kläranlagen in Abhän-
gigkeit von der örtlichen Situation, wie sen-
siblen Gewässern (beispielweise Trinkwas-
serentnahme)) und Instandhaltung der sied-
lungswasserwirtschaftlichen Infrastruktur 
unter Berücksichtigung neuer Technologien 
(z.B. Zero Liquid Discharge (ZLD) und der 
Möglichkeiten der Vernetzung und Digitalisie-
rung (Wasser 4.029). Dabei sind auch Aspekte 
wie IT-Sicherheit, Zugang zu und das Eigen-
tum an Daten, Datenschutz und Kosten-Nut-
zen-Verhältnis (smart meter, big data) zu klä-
ren.  

• Verstärkte Hersteller-/Anwenderverantwor-
tung und/oder Änderung des Konsumverhal-
tens der Bevölkerung durch gezielte Aufklä-
rung zur Reduktion von Schadstoffen im Ab-
wasser (z.B. Medikamenten-, Röntgenkon-
trastmittelentsorgung). Dabei muss der Nut-
zen dieser Verhaltensänderung für die Bürge-
rinnen und Bürger und die Umwelt klarer 
identifiziert, herausgearbeitet und kommuni-
ziert werden. 

• Konsequente Anwendung des Vorsorgeprin-
zips und des Verursacherprinzips in Bezug 
auf alte und neue Schadstoffe. 

• Überprüfung der bestehenden Förder- und 
Regelungsbedarfe. 

5.4 Fragen, auf die im Dialog 
Antworten gefunden werden 
sollten.  

• Was würden Sie als Entscheidungsträger än-
dern, um nachhaltige und klimaresiliente 
Stadt- und Regionalentwicklung in Bezug auf 
Wasserver- und Abwasserentsorgungsinfra-
strukturen voranzutreiben? 

• Welche Rohstoff-, Wasserwiedernutzungs- 
und Managementmodelle sollen gefördert 
werden, und wie können diese den Ausbau 
der Kläranlagen vorantreiben? 

• Wie kann die Digitalisierung der Wasserwirt-
schaft nachhaltig zur Daseinsvorsorge und 

 
29 German Water Partnership e. V. (2015): Wasser 4.0; Berlin, Ger-
man Water Partnership e. V., https://www.germanwaterpartner-
ship.de/fileadmin/pdfs/gwp_materialien/gwp_wasser_40.pdf  
30 Siehe BMUB/UBA (Hrsg.) (2017): Policy-Paper Empfehlungen des 
Stakeholder-Dialogs »Spurenstoffstrategie des Bundes« an die Poli-
tik zur Reduktion von Spurenstoffeinträgen in die Gewässer. Eds.: 

der zukünftigen Infrastrukturnutzung beitra-
gen? 

6. Cluster 2: Risikofaktor 
Schadstoffe 

Quecksilber und bromierte Diphenylether sind der 
Grund, dass der gute chemische Zustand der Oberflä-
chengewässer in Deutschland gemäß der Wasserrah-
menrichtlinie flächendeckend verfehlt wird. Aufgrund 
ihrer Eigenschaften kommen sie ubiquitär vor. Nitrat- 
und Pflanzenschutzmitteleinträge ins Grundwasser 
tragen zu einem Verfehlen der Umweltziele bei. Doch 
auch bisher ungeregelte Schadstoffe, beispielsweise 
Spurenstoffe, stellen eine Herausforderung für die zu-
künftige Wasserwirtschaft dar. Die Wasserqualität der 
Gewässer ist auch für Trinkwassergewinnung relevant, 
Wasser für die Trinkwasseraufbereitung wird in 
Deutschland überwiegend aus Grundwasservorkom-
men aber auch aus Oberflächengewässer entnommen, 
z.B. durch Uferfiltration. Weiterhin wird Wasser für die 
Bewässerung in der Landwirtschaft entnommen. Aus-
drücklich ist auf die Bedeutung der Wasserwirtschaft 
an Land für die Qualität der Meeresökosysteme hinzu-
weisen. Das Ziel der Meeresstrategie-Rahmenrichtli-
nie, d.h. der gute Umweltzustand der Meeresgewässer, 
kann nur erreicht werden, wenn insbesondere sämtli-
che stofflichen Einleitungen bereits an Land angemes-
sen begrenzt oder verhindert werden. Zukunftsthemen 
innerhalb dieses Clusters sind: 

• Ubiquitäre Stoffe und Spurenstoffe 

• Landwirtschaftliche Produktion und Wasser 

• Infrastruktur der Siedlungswasserwirtschaft 

• Wasserversorgungssicherheit 

Im Rahmen des Stakeholder-Dialogs Spurenstoffstrate-
gie des Bundes30 haben verschiedene Akteure aus der 
Wasserwirtschaft, Verbänden, Ländern und Industrie 
Handlungsempfehlungen für die Reduktion von Spu-
renstoffen in Gewässern entwickelt und konkretisie-
ren diese in einer 2. Phase des Prozesses (bis 2019). 
Die Ergebnisse dienen als Grundlage für die Diskussio-
nen in diesem Cluster. 

Hillenbrand, T.; Tettenborn, F.; Bloser, M.; Bonn: Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Dessau: Um-
weltbundesamt, https://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spu-
renstoffe/index.php  

https://www.germanwaterpartnership.de/fileadmin/pdfs/gwp_materialien/gwp_wasser_40.pdf
https://www.germanwaterpartnership.de/fileadmin/pdfs/gwp_materialien/gwp_wasser_40.pdf
https://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spurenstoffe/index.php
https://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spurenstoffe/index.php
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6.1 Derzeitige Situation 

Die Belastung mit vielen anthropogenen Schadstoffen 
ist in Deutschland in den letzten Jahrzehnten zum Teil 
deutlich zurückgegangen. Sie ist aber immer noch so 
hoch, dass der gute chemische Zustand der Oberflä-
chengewässer in Deutschland gemäß der Wasserrah-
menrichtlinie flächendeckend verfehlt wird. Der che-
mische Zustand wird anhand von europaweit einheit-
lich geregelten Anforderungen bewertet. Diese umfas-
sen: 

• Umweltqualitätsnormen für 45 prioritäre 
Stoffe  

• Umweltqualitätsnormen für bestimmte an-
dere Schadstoffe und den Aktionswert für Nit-
rat nach der Nitratrichtlinie (RL 
91/676/EWG) 

Zusätzlich dazu sind flussgebietsspezifische Schad-
stoffe ein Bewertungskriterium für den ökologischen 
Zustand. Grund für die flächendeckende Zielverfehlung 
in den Oberflächengewässern ist die Überschreitung 
der Normen der anthropogen verursachten und 
ubiquitär vorkommenden Stoffe (Quecksilber, bro-
mierte Diphenylether). Die Zustandsbewertung war 
deswegen 2015 deutlich schlechter als noch 2009, als 
diese Stoffe noch nicht in die Bewertung eingingen. 
Auch Heptachlor, Perfluoroktansäure (PFOS), polycyc-
lische aromatische Kohlenwasserstoffe (PAK) und Tri-
butylzinn (TBT) verursachen in sehr vielen Oberflä-
chenwasserkörpern Überschreitungen der Umwelt-
qualitätsnormen. Berücksichtigt man für die Bewer-
tung des chemischen Zustands dieser Stoffe nicht, so 
ergibt sich ein ganz anderes Bild für den „chemischen 
Zustand“: Es werden auch die Überschreitungen der 
Umweltqualitätsnormen für Metalle, Pestizide und in-
dustrielle Schadstoffe in einigen Oberflächenwasser-
körpern erkennbar. Die Belastung der Gewässer ist 
sehr heterogen und hängt von natürlichen Faktoren (z. 
B. geogene Hintergrundbelastung) und von den 
menschlichen Nutzungen ab. So sind Oberflächenwas-
serkörper in Regionen mit intensiver Landwirtschaft 
häufig hoch mit Pflanzenschutzmitteln (Chlorpyrifos, 
Diuron, Isoproturon) belastet, während Schwermetall-
probleme insbesondere in Regionen mit Altbergbau 
auftreten. Die Umweltqualitätsnormen der industriel-
len Schadstoffe werden wiederum nur vereinzelt und 

 
31 UBA (2015): Die Wasserrahmenrichtlinie: Deutschlands Gewässer 
2015; Stand: September 2016. Dessau-Roßlau, Umweltbundesamt, 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/me-
dien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtli-
nie_bf_112116.pdf 
31 Datenquelle: WasserBLIcK BfG, Stand 2015. 

regional, insbesondere in den Flussgebietseinheiten 
Rhein und Elbe überschritten. Bezüglich (Mikro-)Plas-
tik und Antibiotikaresistenzen fehlen valide Ein-
schätzungen des Risiko- oder Gefährdungspotentials 
noch weitgehend. 

Beim Grundwasser gelten ebenfalls europaweit ein-
heitliche Normen. So schreibt die EU-Grundwasser-
richtlinie (Richtlinie 2006/118/EG, geändert am 11. 
Juli 2014) für Nitrat, Pflanzenschutzmittel, Biozide und 
deren relevante Metaboliten Umweltqualitätsnormen 
vor, die einzuhalten sind. In Deutschland verfehlen ak-
tuell 35 Prozent der Grundwasserkörper den guten 
chemischen Zustand entsprechend Wasserrahmen-
richtlinie, vor allem wegen zu hoher Nitratkonzentrati-
onen, die ganz überwiegend aus der Landwirtschaft 
stammen (siehe Cluster 3: Landwirtschaft & Verbrau-
cherschutz).  

Hauptursache für die Zielverfehlung ist auch hier Nit-
rat im Grundwasser. Von den als „schlecht“ eingestuf-
ten Grundwasserkörpern verfehlen knapp 74 Prozent 
die Bewirtschaftungsziele wegen zu hoher Nitratkon-
zentrationen. In 23 Prozent der Grundwasserkörper, 
die den „guten chemischen Zustand“ verfehlen, treten 
steigende Trends von Schadstoffkonzentrationen auf. 
Vier Prozent der Wasserkörper im schlechten chemi-
schen Zustand zeigen hingegen eine Trendumkehr. Für 
73 Prozent aller Grundwasserkörper in einem 
„schlechten chemischen Zustand“ kann keine, bezie-
hungsweise nur eine ungesicherte Trendaussage ge-
troffen werden, da nicht überall ausreichend lange 
Zeitreihen über Nähr- und Schadstoffgehalte vorlie-
gen31. 

Des Weiteren sind viele Bürger und Bürgerinnen in 
Deutschland besonders besorgt hinsichtlich Schad-
stoffen und schädlichen Rückständen in Lebensmit-
teln, Wasser oder Produkten des täglichen Bedarfs. So 
fühlen sich jeweils circa 40 Prozent äußerst stark oder 
stark belastet von Schadstoffen und Rückständen von 
Pflanzenschutzmitteln in Lebensmitteln, Chemikalien 
in Produkten und Gegenständen des täglichen Bedarfs 
sowie Plastikpartikeln in Trinkwasser und Lebensmit-
teln. Immerhin 21 Prozent fühlen sich von Schadstof-
fen im Trinkwasser äußerst stark oder stark belastet. 
Dieser Anteil ist seit dem Jahr 2000 deutlich gestie-
gen32. 

32 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit (BMUB) und Umweltbundesamt (UBA) (2016): Umweltbe-
wusstsein in Deutschland 2016: Ergebnisse einer repräsentativen 
Bevölkerungsumfrage; Stand März 2017. Rostock, https://www.um-
weltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publika-
tionen/umweltbewusstsein_deutschland_2016_bf.pdf  

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/umweltbewusstsein_deutschland_2016_bf.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/umweltbewusstsein_deutschland_2016_bf.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/umweltbewusstsein_deutschland_2016_bf.pdf
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6.2 Warum ist dieser Cluster (auch) 
in der Zukunft voraussichtlich 
relevant? 

Viele der in Oberflächengewässer und im Grundwasser 
auftretenden Schadstoffe sind von besonderer Um-
weltrelevanz und sind auch für die menschliche Ge-
sundheit von Bedeutung. Die zukünftige Relevanz des 
Themas begründet sich an folgendem: 

• Persistente Spurenstoffe sind auch nach der 
Einstellung von Einleitungen und Einträgen 
aufgrund ihres Umweltverhaltens noch lange 
in den Gewässern vorhanden und beeinflus-
sen in vielfältiger Weise auch zukünftig die 
Nutzbarkeit des Wassers oder wasserabhän-
giger Lebensräume. Ihr Eintrag in die Küsten-
regionen und die marine Umwelt, in denen 
sich z. B. die belasteten Flusssedimente abla-
gern, hat sie auch in den Fokus der Mee-
resstrategie-Rahmenrichtlinie gerückt. 

• Zusätzlich rücken neue Schadstoffe wie Anti-
biotika und die von ihnen induzierten Resis-
tenzen sowie Plastik in verschiedensten Er-
scheinungsformen wegen ihres Risikopotenti-
als für Mensch und Umwelt in den Blickpunkt 
des Interesses der Politik und der Öffentlich-
keit. 

• Es werden kontinuierlich neue Chemikalien 
für den deutschen Markt zugelassen oder be-
stehende weiter oder neu entwickelt, oder 
importiert. In Hinblick auf Pharmazeutika 
lässt sich abschätzen, dass der Medikamen-
tenverbrauch zukünftig durch den demogra-
phischen Wandel wahrscheinlich weiterhin 
ansteigen wird33. 

• Der Schutz des Trinkwassers wird auch zu-
künftig von hoher Bedeutung sein und durch 
beschränkende Einflüsse des Klimawandels 
vermutlich noch an Bedeutung gewinnen. Ne-
ben den quantitativen Fragen werden qualita-
tive Herausforderungen weiterhin relevant 
sein, etwa durch eine Zunahme der Mischwas-
serüberläufe bei Starkregenereignissen oder 
erhöhte Schadstoffkonzentrationen bei Nied-
rigwasser in Flüssen, kombiniert mit einem 

 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/me-
dien/376/publikationen/umweltbewusstsein_deutsch-
land_2016_bf.pdf 

höheren Anteil von Kläranlagenablauf am Ab-
fluss. 

Es ist deshalb geboten, die Problematik zukünftig rele-
vanter Schadstoffe in einem weiteren Rahmen als bis-
her zu denken und das Orientierungsdefizit bezüglich 
ihrer Relevanz und der Handlungsoptionen im Dialog-
prozess zu vertiefen und zu differenzieren. 

6.3 Welche Handlungsoptionen 
gibt es? 

Im Rahmen einer ersten internen Diskussion und un-
ter Auswertung bestehender Politikpapiere konnten 
folgende Handlungsoptionen identifiziert werden, um 
die bestehenden und zu erwartenden Herausforderun-
gen anzugehen:  

[Bitte beachten Sie, dass Sie im Rahmen der Online 
Konsultation und der Teilnahme am Dialogprozess 
diese Handlungsoptionen mitgestalten, ergänzen 
und erweitern können.] 

• Minderungsmaßnahmen für Nährstoff- und 
Spurenstoffeinträge über schlecht einzudäm-
mende diffuse Quellen entwickeln. 

• Weiterentwicklung und Vereinheitlichung 
von Mess-, Bewertungs- und Analyseverfah-
ren für Mikroplastik (diffuse Einträge in Ge-
wässer) zur Schließung von Wissenslücken. 

• Entwicklung weiterer Maßnahmen zur Kon-
trolle der Schadstoffemission aus der Produk-
tion, Nutzung und durch Kreislaufwirtschaft.  

• Antibiotikaresistenzen im Wasserkreislauf 
mindern durch: 1) Entwicklung der Risikobe-
wertung 2) Aufklärungsmaßnahmen zur Ver-
wendung von Antibiotika in der Humanmedi-
zin, 3) Anwendungsbeschränkungen im Be-
reich der Tiermedizin, insbesondere in Bezug 
auf die Nutzung von Reserveantibiotika. 

• Wassermengenwirtschaft der Flüsse 

33 Civity (2017): Arzneimittelverbrauch im Spannungsfeld des demo-
grafischen Wandels, 
https://www.bdew.de/documents/1840/civity_Arzneimittelstu-
die_Langfassung_ErQPNEn.pdf  

https://www.bdew.de/documents/1840/civity_Arzneimittelstudie_Langfassung_ErQPNEn.pdf
https://www.bdew.de/documents/1840/civity_Arzneimittelstudie_Langfassung_ErQPNEn.pdf
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6.4 Fragen, auf die im Dialog 
Antworten gefunden werden 
sollten.  

• Wie können Schadstoffeinträge in Gewässer 
verringert werden und wo müssen ordnungs-
rechtliche Maßnahmen greifen?  

• Wie können das Vorsorge- und das Verursa-
cherprinzip in Deutschland weiter gestärkt 
und konsequent umgesetzt werden? 

• Wie können wir Regulierungen so gestalten, 
dass neue Stoffe mit Relevanz für Oberflä-
chen-, Grund- oder Trinkwasser auch zukünf-
tig adäquat und proaktiv adressiert werden?  

• Wie können Vermeidungs- und Verringe-
rungsmaßnahmen mit wassermengenwirt-
schaftlichen Maßnahmen ineinandergreifen?  

7. Cluster 3: 
Landwirtschaft & 
Verbraucherschutz 

Die Landwirtschaft belastet die Oberflächengewässer, 
das Grundwasser, sowie die Meere mit zu hohen Stoff-
einträgen. Hinzukommen zahlreiche hydromorpholo-
gische Veränderungen von Flüssen, um Flächen für die 
Landwirtschaft verfügbar zu machen (siehe Cluster 4: 
Renaturierung & Naturschutz). Obwohl in den letzten 
Jahrzehnten zahlreiche Aktivitäten zur Minderung der 
Nähr- und Schadstoffeinträge in die Gewässer durch-
geführt wurden, bleiben viele Probleme ungelöst und 
führen zu zahlreichen Konflikten. Die grundsätzliche 
Bedeutung von Maßnahmen an Land für die Qualität 
der Meeresgewässer wurde bereits bei Cluster 2 erläu-
tert. 

Zukunftsthemen innerhalb dieses Clusters sind: 

 
34 https://www.bmel.de/DE/Landwirtschaft/Pflanzenbau/Acker-
bau/ackerbau_node.html  
35 Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) 
(2016): Landwirtschaft verstehen: Fakten und Hintergründe; Stand 
Juli 2016. Berlin, https://www.bmel.de/SharedDocs/Down-
loads/Broschueren/Landwirtschaft-verstehen.pdf?__blob=publica-
tionFile  
36 Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) 
(2018): Ökologischer Landbau in Deutschland; Stand Januar 2018. 
Bonn, http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Landwirt-
schaft/OekologischerLandbau/OekolandbauDeutsch-
land.pdf?__blob=publicationFile 

• Landwirtschaftliche Produktion und Wasser 

• Wasserversorgungssicherheit 

• Gewässerschutz und Naturschutz 

7.1 Derzeitige Situation 

47 Prozent der Fläche Deutschlands − das entspricht 
16,7 Millionen Hektar − werden landwirtschaftlich ge-
nutzt (2015)34. Ein Großteil davon ist Ackerland (12 
Millionen Hektar). Knapp fünf Millionen Hektar wer-
den als Dauergrünland genutzt. 2013 gab es in 
Deutschland rund 281.000 Landwirtschaftsbetriebe, in 
denen eine Million Personen beschäftigt waren (also 
rund zwei Prozent der deutschen Erwerbstätigen), die 
Mehrzahl davon allerdings im Nebenerwerb35. Der An-
teil der Betriebe, die ihre Erzeugnisse im Sinne der 
ökologischen Landwirtschaft produzierten, lag 2016 
bei rund 9,9 Prozent36. Die deutsche Landwirtschaft 
trägt zu einem Selbstversorgungsgrad von rund 93 
Prozent bei, wobei bei Kartoffeln, Milchprodukten und 
Fleisch größere Mengen exportiert als importiert37 
werden.  

Die deutsche Landwirtschaft hinterlässt jährlich im 
Durchschnitt einen Überschuss von rund 100 Kilo-
gramm Stickstoff pro Hektar landwirtschaftlich ge-
nutzter Fläche38. So stammen 63% der jährlichen Ge-
samtstickstoffemissionen in Deutschland aus dem Sek-
tor Landwirtschaft39. Von den Stickstoffeinträgen in 
die Oberflächengewässer stammen fast 80 Prozent aus 
der Landwirtschaft. Auch beim Phosphor trägt die 
Landwirtschaft inzwischen etwa die Hälfte der Ein-
träge bei, da der Phosphoreintrag aus Kläranlagenab-
läufen durch entsprechende Behandlung des Abwas-
sers deutlich verringert wurde. Einträge von Nitrat 
und Pflanzenschutzmittel aus der Landwirtschaft ver-
ursachen Grenzwertüberschreitungen im Grundwas-
ser.  

Die übermäßigen Nährstoffeinträge führen zudem zu 
einem „schlechten Zustand“ vieler Fließgewässer und 
Seen sowie sämtlicher Küstengewässer40.  

37 Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) 
(2016): Landwirtschaft verstehen: Fakten und Hintergründe; Stand 
Juli 2016. Berlin, https://www.bmel.de/SharedDocs/Down-
loads/Broschueren/Landwirtschaft-verstehen.pdf?__blob=publica-
tionFile  
38 https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-landwirt-
schaft/umweltbelastungen-der-landwirtschaft/stickstoff#textpart-1  
39 UBA (2015): Reaktiver Stickstoff in Deutschland – Ursachen, Wir-
kungen, Maßnahmen - zitiert im „Ersten Stick-stoff-Bericht der Bun-
desregierung“, 2017, www.bmu.de/PU404  
40 UBA (2015): Die Wasserrahmenrichtlinie: Deutschlands Gewässer 
2015; Stand: September 2016. Dessau-Roßlau, Umweltbundesamt, 

https://www.bmel.de/DE/Landwirtschaft/Pflanzenbau/Ackerbau/ackerbau_node.html
https://www.bmel.de/DE/Landwirtschaft/Pflanzenbau/Ackerbau/ackerbau_node.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Landwirtschaft-verstehen.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Landwirtschaft-verstehen.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Landwirtschaft-verstehen.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Landwirtschaft/OekologischerLandbau/OekolandbauDeutschland.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Landwirtschaft/OekologischerLandbau/OekolandbauDeutschland.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Landwirtschaft/OekologischerLandbau/OekolandbauDeutschland.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Landwirtschaft-verstehen.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Landwirtschaft-verstehen.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Broschueren/Landwirtschaft-verstehen.pdf?__blob=publicationFile
https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-landwirtschaft/umweltbelastungen-der-landwirtschaft/stickstoff#textpart-1
https://www.umweltbundesamt.de/themen/boden-landwirtschaft/umweltbelastungen-der-landwirtschaft/stickstoff#textpart-1
http://www.bmu.de/PU404
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2015 wurden 277 Wirkstoffe in 766 zugelassenen 
Pflanzenschutzmittel eingesetzt, die unter 1.490 Han-
delsnamen vertrieben wurden41. Seit 2006 werden 
zwischen 30.000 und 35.000 Tonnen Pflanzenschutz-
mittelwirkstoffe in der deutschen Landwirtschaft pro 
Jahr eingesetzt42. Pflanzenschutzmittel wirken toxisch 
auf Schadorganismen, allerdings ist die Wirkung der 
meisten Mittel nicht auf diese beschränkt. Es können 
auch andere Tier- und Pflanzenarten geschädigt wer-
den und somit nachteilige Auswirkungen auf die Öko-
systeme resultieren.  

Tierarzneimittel, Nährstoffe und Pflanzenschutzmittel 
stellen auch eine Gefährdung des Trinkwassers dar, da 
diese Stoffe über Oberflächenabfluss, Dränage oder 
Drift in Oberflächengewässer oder über Versickerung 
in das Grundwasser gelangen können. Sowohl Grund-
wasser als auch Oberflächengewässer werden direkt 
und indirekt für Trinkwassergewinnung genutzt. Bei 
allen Wasserversorgungsanlagen liegen an erster 
Stelle bei der Überschreitungshäufigkeit mikrobiologi-
sche Parameter, gefolgt von Eisen, Mangan, Trübung 
und pH-Wert. Meist lassen sich Überschreitungen auf 
plötzliche Veränderungen in der Boden- oder Wasser-
beschaffenheit, landwirtschaftlich bedingte Stoffein-
träge (Pflanzenschutzmittel) oder Mängel der Trink-
wasseraufbereitung zurückführen. Überschreitungen 
des Grenzwertes für Nitrat von 50 Milligramm pro Li-
ter (mg/l) werden seit 1999 deutlich seltener: Lag die 
Überschreitungsrate 1999 noch bei 1,1 Prozent, so war 
sie 2004 bereits auf 0,13 Prozent, ab 2007 auf fast 0 
Prozent gesunken43. Dies ist v.a. dem großen Engage-
ment der Wasserversorger zu verdanken, da der Nit-
ratgehalt im Rohwasser, aus dem das Trinkwasser ge-
wonnen wird, zum Teil zunimmt. 

Die Landwirtschaft bewirtschaftet auch viele Flächen, 
die für den Hochwasserschutz wichtig sind (siehe auch 
Cluster 4). Die Erfahrungen aus den Hochwasserkata-

 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/me-
dien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtli-
nie_bf_112116.pdf 
41 UBA (2018): Daten zur Umwelt: Umwelt und Landwirtschaft; 
Stand Februar 2018. Dessau-Roßlau, Umweltbundesamt, 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/me-
dien/376/publikationen/uba_dzu2018_umwelt_und_landwirt-
schaft_web_bf_v7.pdf 
42 UBA (2018): Daten zur Umwelt: Umwelt und Landwirtschaft; 
Stand Februar 2018. Dessau-Roßlau, Umweltbundesamt, 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/me-
dien/376/publikationen/uba_dzu2018_umwelt_und_landwirt-
schaft_web_bf_v7.pdf 
43 Bartel, H., H. H. Dieter, I. Feuerpfeil, H. J. Grummt, T. Grummt, A. 
Hummel, R. Konietzka, N. Litz, T. Rapp, J. Rechenberg, B. Schaefer, F. 
U. Schlosser und L. Vigelahn (2010): Rund um das Trinkwasser: Rat-
geber im Auftrag des Umweltbundesamtes; Stand 2016. Dessau-

strophen der letzten Jahrzehnte führten zu einem brei-
ten politischen Konsens, dass für die Zukunft noch grö-
ßere Anstrengungen im Hochwasserschutz erforder-
lich sind, insbesondere im Hinblick auf überregional 
wirksame, präventive Schutzmaßnahmen. Das natio-
nale Hochwasserschutzprogramm des Bundes und der 
Länder (NHWSP) wurde geschaffen. Für einen Sonder-
rahmenplan „Maßnahmen des präventiven Hochwas-
serschutzes“ in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“, stellt 
der Bund für raumgebende Maßnahmen des NHWSP 
(Deichrückverlegungen, Polder und andere große 
Hochwasserrückhalteeinrichtungen), nach 20 Mio. 
Euro im ersten Jahr (2015) jährlich 100 Mio. Euro den 
nach dem Grundgesetz  für den Hochwasserschutz zu-
ständigen Ländern zur Verfügung. Mit Mitteln aus dem 
Sonderrahmenplan kann auch der Erwerb von Flächen 
für den Hochwasserschutz gefördert werden44. 

7.2 Warum ist dieser Cluster (auch) 
in der Zukunft voraussichtlich 
relevant? 

Die Landwirtschaft wird auch in Zukunft ein wichtiger 
Sektor für die Wasserwirtschaft in Deutschland sein, 
da die landwirtschaftliche Produktion 47 % der Fläche 
Deutschlands beeinflusst und eines der Grundbedürf-
nisse des Menschen abdeckt und auch für die Energie-
produktion wichtig bleiben wird.  

• Zukünftig ist auf Grund des Klimawandels 
eine Veränderung der landwirtschaftlichen 
Produktion zu erwarten. So wird es wärmere 
und trockenere Sommer sowie wärmere und 
feuchtere, aber schneeärmere Winter geben. 
Außerdem wird es häufigere und stärkere 
Schwankungen bei den Wetterverhältnissen 
geben, mit extremerer Hitze und Trockenheit 
und stärkeren Niederschlägen45. Dies wird 

Roßlau: Umweltbundesamt, https://www.umweltbundesamt.de/si-
tes/default/files/medien/479/publikatio-
nen/uba_rund_um_das_trinkwasser_ratgeber_web_0.pdf - 
44 Siehe unter anderem https://www.bmu.de/themen/wasser-ab-
fall-boden/binnengewaesser/wasser-binnengewaesser-down-
load/artikel/nationales-hochwasserschutzprogramm/, 
https://www.bmel.de/DE/Laendliche-Raeume/03_Foerde-
rung/_texte/HochwasserKuestenschutz.html?docId=6063524, 
https://www.bmel.de/DE/Landwirtschaft/Foerderung-Agrarsozial-
politik/GAK/gak_node.html, sowie https://www.bundesregie-
rung.de/Content/DE/StatischeSeiten/Breg/koalitionsvertrag-inhalts-
verzeichnis.html  
45 Gömann, H., A. Bender, A. Bolte, W. Dirksmeyer, H. Englert, J.-H. 
Feil, C. Frühauf, M. Hauschild, S. Krengel, H. Lilienthal, F.-J. 
Löpmeier, J. Müller, O. Mußhoff, M. Natkhin, F. Offermann, P. Sei-
del, M. Schmidt, B. Seintsch, J. Steidl, K. Strohm, Y. Zimmer (2015): 
Agrarrelevante Extremwetterlagen und Möglichkeiten von Risikoma-
nagementsystemen: Studie im Auftrag des Bundesministeriums für 
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL); Abschlussbericht: Stand 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/uba_dzu2018_umwelt_und_landwirtschaft_web_bf_v7.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/uba_dzu2018_umwelt_und_landwirtschaft_web_bf_v7.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/uba_dzu2018_umwelt_und_landwirtschaft_web_bf_v7.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/uba_dzu2018_umwelt_und_landwirtschaft_web_bf_v7.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/uba_dzu2018_umwelt_und_landwirtschaft_web_bf_v7.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/uba_dzu2018_umwelt_und_landwirtschaft_web_bf_v7.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_rund_um_das_trinkwasser_ratgeber_web_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_rund_um_das_trinkwasser_ratgeber_web_0.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_rund_um_das_trinkwasser_ratgeber_web_0.pdf
https://www.bmu.de/themen/wasser-abfall-boden/binnengewaesser/wasser-binnengewaesser-download/artikel/nationales-hochwasserschutzprogramm/
https://www.bmu.de/themen/wasser-abfall-boden/binnengewaesser/wasser-binnengewaesser-download/artikel/nationales-hochwasserschutzprogramm/
https://www.bmu.de/themen/wasser-abfall-boden/binnengewaesser/wasser-binnengewaesser-download/artikel/nationales-hochwasserschutzprogramm/
https://www.bmel.de/DE/Laendliche-Raeume/03_Foerderung/_texte/HochwasserKuestenschutz.html?docId=6063524
https://www.bmel.de/DE/Laendliche-Raeume/03_Foerderung/_texte/HochwasserKuestenschutz.html?docId=6063524
https://www.bmel.de/DE/Landwirtschaft/Foerderung-Agrarsozialpolitik/GAK/gak_node.html
https://www.bmel.de/DE/Landwirtschaft/Foerderung-Agrarsozialpolitik/GAK/gak_node.html
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/StatischeSeiten/Breg/koalitionsvertrag-inhaltsverzeichnis.html
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/StatischeSeiten/Breg/koalitionsvertrag-inhaltsverzeichnis.html
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/StatischeSeiten/Breg/koalitionsvertrag-inhaltsverzeichnis.html
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mancherorts den Bewässerungsbedarf erhö-
hen, Starkregenereignisse können auf Grund 
von erhöhter Erosion und Auswaschung die 
Gewässerqualität lokal stark beeinträchtigen. 
Die landwirtschaftlichen Flächen werden bei 
vermehrt auftretenden Hochwässern noch 
mehr an Bedeutung als Retentionsraum ge-
winnen. Eine gute landwirtschaftliche Praxis 
aus Sicht der Wasserwirtschaft wird daher an 
Bedeutung gewinnen46.  

• Es wird auch zukünftig wichtig sein, Nitrat-
einträge in das Grundwasser zu vermeiden 
und die Stickstoffüberschüsse deutlich zu re-
duzieren, damit die Eutrophierung von Ge-
wässern verhindert und vermindert werden 
kann und um die Gewässer ohne kosteninten-
sive Aufbereitung als zu nutzende Trinkwas-
serressource zu erhalten. Die Herausforde-
rung besteht in der inhaltlichen sowie in der 
organisatorischen Ausgestaltung des Prozes-
ses. Bestehende Informationsdefizite und lo-
kale Unterschiede im Ausmaß und der Art der 
Betroffenheit führen dazu, dass in der Bevöl-
kerung das Stickstoffproblem bisher höchs-
tens in Teilaspekten wahrgenommen wird.47. 

• Immer mehr rücken Stoffe aus Tierarzneimit-
teln in den politischen Fokus48, da sie nicht 
zuletzt durch verbesserte Analytik vermehrt 
nachgewiesen werden, potentielle Folgen für 
die Trinkwasserversorgung und für die Um-
welt haben49 und die Entstehung von Antibio-
tikaresistenzen begünstigen können. Diese 
werden, ebenso wie Biozide, unter anderem 
mit der Gülle ausgebracht.  

• Seit der Verabschiedung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes 2014 hat sich der weitere 
Zubau von Biogasanlagen abgeschwächt. Be-
stehende Ausbaukorridore nach dem EEG 
2017 sehen jedoch immer noch einen leichten 
Zubau von Strom aus nachwachsenden Roh-
stoffen vor. Das Ausmaß der bestehenden Ge-
wässerbelastungen legt die Vermutung nahe, 
dass trotz der Verbesserungen im Düngerecht 
und trotz der vielfältigen ergänzenden Maß-
nahmen der gute Gewässerzustand nach 

 
3.6.2015. Braunschweig: Johann Heinrich von Thünen-Institut, 312 
p, Thünen Rep 30, doi:10.3220/REP1434012425000 
46 LAWA (2017): Auswirkungen des Klimawandels auf die Wasser-
wirtschaft Bestandsaufnahme, Handlungsoptionen und strategische 
Handlungsfelder, http://www.laenderfinanzierungspro-
gramm.de/cms/WaBoAb_prod/WaBoAb/Vorhaben/Sons-
tige/K_1.17/20171221_lawa-bericht_hydron.pdf  
4747 UBA (2017): Quantifizierung der landwirtschaftlich verursachten 
Kosten zur Sicherung der Trinkwasserbereitstellung, 
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/quantifizierung-
der-landwirtschaftlich-verursachten  

WRRL auch bis 2027 kaum flächendeckend er-
reichbar sein dürfte, wenn nicht erhebliche 
weitere Anstrengungen unternommen wer-
den.  

• Für die Weiterentwicklung des nationalen Ak-
tionsprogramms unter der EG-Nitratrichtlinie 
ergeben sich neuen Handlungsoptionen zur 
Reduktion der Nitratbelastung. Das Düngege-
setz 2017 ermöglicht nun unter § 3a die Ent-
wicklung eines umfassenderen nationalen Ak-
tionsprogramms zum Schutz von Gewässern 
vor Verunreinigung durch Nitrat aus land-
wirtschaftlichen Quellen. Bislang stellten im 
Wesentlichen nur die Düngeverordnung und 
die Anlage 7 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
das Aktionsprogramm dar. 

7.3 Welche Handlungsoptionen 
gibt es? 

Im Rahmen einer ersten internen Diskussion und un-
ter Auswertung bestehender Politikpapiere konnten 
folgende Handlungsoptionen identifiziert werden, um 
die bestehenden und zu erwartenden Herausforderun-
gen anzugehen:  

[Bitte beachten Sie, dass Sie im Rahmen der Online 
Konsultation und der Teilnahme am Dialogprozess 
diese Handlungsoptionen mitgestalten, ergänzen 
und erweitern können.] 

• Verstärkte Förderung gewässerschonender 
landwirtschaftlicher Praktiken im landwirt-
schaftlichen Fördersystem (gemeinsame Ag-
rarpolitik, Gemeinschaftsaufgabe "Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes"). Die europäische Agrarpolitik wird der-
zeit für die Förderperiode nach 2020 überar-
beitet und bietet somit die Möglichkeit, den 
Schutz der Gewässer - einerseits durch ver-
pflichtende Maßnahmen, die zur Umsetzung 

48 BMUB/UBA (Hrsg.) (2017): Policy-Paper Empfehlungen des Stake-
holder-Dialogs »Spurenstoffstrategie des Bundes« an die Politik zur 
Reduktion von Spurenstoffeinträgen in die Gewässer. Eds.: Hillen-
brand, T.; Tettenborn, F.; Bloser, M.; Bonn: Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Dessau: Umwelt-
bundesamt, https://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spuren-
stoffe/index.php - 
49 Karthe et al. (2017): Potenzielle Gefährdungen für die Trinkwas-
serhygiene von morgen. In: (Difu) (Hrsg.) 2017. Wasserinfrastruktu-
ren für die zukunftsfähige Stadt. Beitrage aus der INIS-Forschung. 
Berlin.  

http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/cms/WaBoAb_prod/WaBoAb/Vorhaben/Sonstige/K_1.17/20171221_lawa-bericht_hydron.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/cms/WaBoAb_prod/WaBoAb/Vorhaben/Sonstige/K_1.17/20171221_lawa-bericht_hydron.pdf
http://www.laenderfinanzierungsprogramm.de/cms/WaBoAb_prod/WaBoAb/Vorhaben/Sonstige/K_1.17/20171221_lawa-bericht_hydron.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/quantifizierung-der-landwirtschaftlich-verursachten
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/quantifizierung-der-landwirtschaftlich-verursachten
https://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spurenstoffe/index.php
https://www.dialog-spurenstoffstrategie.de/spurenstoffe/index.php
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des Verursacherprinzips in der Landwirt-
schaft beitragen und andererseits durch För-
derungen - zu erhöhen.  

• Erhöhung der landwirtschaftlichen Kontrol-
len in Bezug auf den Gewässerschutz. 

• Weiterentwicklung der Stoffstrombilanzver-
ordnung und der Düngeverordnung. Das Dün-
gegesetz sieht eine Evaluierung der Stoff-
strombilanzverordnung vor (§ 11a Absatz 2 
Düngegesetz); das Bundeslandwirtschaftsmi-
nisterium ist verpflichtet, dem Deutschen 
Bundestag bis zum 31. Dezember 2021 einen 
Evaluierungsbericht vorzulegen, der auch 
Vorschläge für notwendige Anpassungen der 
Regelungen enthält.  

• Aufklärung der Bevölkerung mit dem Ziel ver-
änderter Konsumgewohnheiten in Kombina-
tion mit einem Dialogprozess mit den großen 
Supermarktketten, inwieweit mehr biologi-
sche Produkte in das Angebot aufgenommen 
werden können. 

• Ausbau des Ökolandbaus. 

• Prüfung neuer Technologien in Hinblick auf 
Umweltwirkungen, wie z.B. Precision far-
ming50.  

7.4 Fragen, auf die im Dialog 
Antworten gefunden werden 
sollten.  

• Was muss in Deutschland passieren, damit die 
Landwirtschaft stärker als Teil des Umwelt- und 
Gewässerschutzes wahrgenommen wird? 

8. Cluster 4: 
Renaturierung & 
Naturschutz 

Der immense Flächenbedarf, die fehlende Akzeptanz 
zur Umsetzung von Maßnahmen zur Erhöhung der Ha-
bitatvielfalt in Gewässerökosystemen, fehlende perso-
nelle und finanzielle Ressourcen und Know-how sind 
nur einige Probleme, die zu einer flächendeckenden 

 
50 Unter dem Begriff Precision Farming wird ein Verfahren der orts-
differenzierten und zielgerichteten Bewirtschaftung landwirtschaftli-
cher Nutzflächen verstanden 
51 UBA (2015): Die Wasserrahmenrichtlinie: Deutschlands Gewässer 
2015; Stand: September 2016. Dessau-Roßlau, Umweltbundesamt, 

fehlenden Umsetzung von Renaturierungsmaßnahmen 
führen. Konfliktpotenziale ergeben sich auch aus den 
divergierenden Umweltzielen und deren Priorisierung 
sowie unterschiedlichen rechtlichen Vorgaben. Das be-
trifft die Wasserrahmenrichtlinie, die Hochwasserrisi-
komanagementrichtlinie sowie die Flora-Fauna-Habi-
tat Richtlinie oder das Bundesnaturschutzgesetz. Zu-
kunftsthemen innerhalb dieses Clusters sind: 

• Gewässerschutz und Naturschutz 

• Gewässer- und Auenrenaturierung und Fluss-
hochwasser 

• Entscheidungsfindung in der Wasserwirt-
schaft 

• Management von Niedrigwasser 

8.1 Derzeitige Situation 

Hydromorphologische Veränderungen sind neben 
Beeinträchtigungen durch Schad- und Nährstoffe die 
wesentlichen Ursachen für die Verfehlung des von der 
Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG – 
WRRL) geforderten guten ökologischen Zustands in 
Deutschland51. Das umfasst die morphologischen (ge-
wässerstrukturellen) Veränderungen (z.B. durch tech-
nischen Hochwasserschutz und Schifffahrt), die feh-
lende Durchgängigkeit aufgrund von Querbauwer-
ken und den veränderten Wasserhaushalt. Demnach 
sind fast 90 Prozent der Fließgewässer in Deutschland 
morphologisch verändert, in über 60 Prozent ist die li-
neare Durchgängigkeit unterbrochen. Nahezu 30 Pro-
zent der Gewässer weisen einen veränderten Was-
serhaushalt durch Entnahmen (z.B. Wasserkraft und 
Kühlzwecke) oder zu geringe Wasserabgaben über 
Querbauwerke auf52. Die Folgen sind defizitäre Le-
bensräume für die Tier- und Pflanzenwelt, eine ver-
minderte Selbstreinigungskraft der Gewässer durch 
eine fehlende natürliche Dynamik und ein gestörtes 
Landschaftsbild durch begradigte und verbaute Ge-
wässer, was auch die Erholungsfunktion für den Men-
schen und andere Ökosystemdienstleistungen beein-
trächtigt.  

Die Wichtigkeit von intakten hydromorphologischen 
Strukturen und/oder renaturierter Auenlandschaften 
zeigt sich auch bei der Milderung von Hochwasser. 
Auen wirken als natürliche Überschwemmungsflächen. 
Wenn Wiesen und Auwälder großflächig überflutet 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/me-
dien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtli-
nie_bf_112116.pdf 
52 Datenquelle: WasserBLIcK BfG, Stand 22. März 2016, eigene Aus-
wertungen, unveröffentlicht. 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1968/publikationen/final_broschure_wasserrahm_enrichtlinie_bf_112116.pdf
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werden können, steigt die Chance, Schäden an anderer 
Stelle zu vermeiden. 2009 konnten noch rund 1/3 der 
ehemaligen Überschwemmungsflächen von Flüssen 
bei großen Hochwasserereignissen überflutet wer-
den53. 

Entwässerte Moore stellen eine erhebliche Treibhaus-
gasquelle dar. Umfangreiche Maßnahmen zur Wieder-
vernässung von Moorböden, die auch eine Renatu-
rierung der Gewässerlandschaften bedeuten, werden 
erforderlich sein, um dem fortschreitenden Klimawan-
del entgegenzuwirken. Selbstreinigungskraft ist eine 
wichtige Leistung intakter Gewässer und Auen. Nicht 
zuletzt sind intakte Gewässer und Auen resilienter ge-
genüber den Folgen des Klimawandels. 

Natürliche Gewässer sind auch ein wichtiger Bestand-
teil des Naturschutzes. Intakte Flusslandschaften und 
ihre Auen gehören zu den artenreichsten Lebensräu-
men in Mitteleuropa54. Gewässer- und Naturschutz 
bieten deshalb zahlreiche Synergiefelder. So beinhal-
ten die Maßnahmenprogramme zur Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie zahlreiche hydromorphologi-
sche Maßnahmen, die auch dem Naturschutz zugute-
kommen. Das nationale Hochwasserschutzprogramm 
beinhaltet Deichrückverlegungen als zentrale Maßnah-
men und setzt bewusst auf die Nutzung von Synergien 
u.a. mit der Gewässerentwicklung und dem Natur-
schutz. Mögliche Zielkonflikte zwischen Gewässerrena-
turierung und Naturschutz (z.B. Beeinträchtigung von 
regional vorkommenden geschützten Arten) müssen 
rechtzeitig auf der Planungsebene aufgezeigt und ge-
meinsam zwischen Wasserwirtschaft und Naturschutz 
gelöst werden. Heute stehen die Disziplinen vor der 
Herausforderung, die Blickwinkel noch mehr für eine 
neue Gewässerpolitik zu öffnen, um einen ganzheitli-
chen Ansatz zu ermöglichen, der u.a. auch den klima-
bedingten Wandel von Ökosystemen berücksichtigt. 
Nur so können vermehrt gemeinsame Handlungsoptio-
nen entwickelt und ein nachhaltiger Natur- und Ge-
wässerschutz erreicht werden. Es existieren zwischen-
zeitlich gute fachliche und rechtliche Ansätze für einen 
nachhaltigen und sinnvollen Umgang mit Gewässern, 
die vertieft und umgesetzt werden müssen. 

 
53 BMU/BfN (2009): Auenzustandsbericht – Flussauen in Deutsch-
land. 
54 Schäfer, A., A. Kowatsch und die Ernst-Moritz-Arndt-Universität 
Greifswald Lehrstuhl für Allgemeine Volkswirtschaftslehre und Land-
schaftsökonomie (2015): Gewässer und Auen – Nutzen für die Ge-
sellschaft: Studie im Auftrag vom Bundesamt für Naturschutz; Stand 
Februar 2015. Greifswald: Druckhaus Panzig, Förderkennzeichen: 
3511 850 500, https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/wasser/Doku-
mente/BR-gepr-Gesell_Nutz_Gewaes_Auen_barrirefre.pdf 

8.2 Warum ist dieser Cluster (auch) 
in der Zukunft voraussichtlich 
relevant? 

Sowohl der Gewässerschutz als auch der Naturschutz 
stehen unter dem Druck wirtschaftlicher Tätigkeiten 
und Entwicklungen und sehen sich den Anforderungen 
der Daseinsvorsorge gegenüber. Es ist zu erwarten, 
dass diese in den nächsten Jahren zumindest im beste-
henden Ausmaß erhalten bleiben. Gleichzeitig werden 
die Folgen des Klimawandels deutlich stärker spürba-
rer. Es sind vermehrt Starkregenfälle zu erwarten, die 
regional zu Überflutungen und lokalen Sturzfluten füh-
ren, oder vermehrte Flusshochwässer entstehen lassen 
und die Wasserwirtschaft vor zusätzliche Herausforde-
rungen stellen werden55. Zusätzlich ist zu erwarten, 
dass die Dauer von Niedrigwasserperioden bezogen 
auf den heutigen Klimazustand erheblich ansteigt56. 
Ebenso ist zu erwarten, dass die im Folgenden genann-
ten Ursachen für die bislang nicht ausreichende Um-
setzung von hydromorphologischen und Renaturie-
rungsmaßnahmen bestehen bleiben.  

• Fehlende Flächenverfügbarkeit. Landwirt-
schaftlich genutzte Flächen werden auch zur 
Renaturierung von Gewässern und/oder für 
den Hochwasserschutz benötigt. Flächen im 
ländlichen Raum sind zumeist in privater 
Hand. Damit ist die Flächenverfügbarkeit für 
Renaturierungen und Schutzgebiete deutlich 
beschränkt. 

• Änderungen des Wassermanagements auf 
entwässerten Moorböden ziehen weitrei-
chende Folgen für die Nutzungsoptionen der 
jeweiligen Flächen nach sich. Umfassende Be-
teiligungsprozesse sind erforderlich, um die 
Veränderungen und den damit erreichbaren 
positiven Auswirkungen in der Bevölkerung 
zu verankern. 

• Steigender Versiegelungsgrad vor allem im 
urbanen Raum57. So steht die Gewässerrena-
turierung im urbanen Raum in Konkurrenz 

55 Bock, S., J. Libbe, D. Nickel, Deutscher Städte- und Gemeindebund 
(DStGB) (Hrsg.) und das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) 
(Hrsg.) (2015): Starkregen und Hitzewellen: Die Stadt im Klimawan-
del fordert die kommunale Wasserwirtschaft heraus. 
56 LAWA (2017): Auswirkungen des Klimawandels auf die Wasser-
wirtschaft – Bestandsaufnahme, Handlungsoptionen und strategi-
sche Handlungsfelder 2017. 
57 UBA (2013): Bodenversiegelung; Stand 8.10.2013, 
https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oe-
kosysteme/boden/bodenversiegelung#textpart-3 

https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/wasser/Dokumente/BR-gepr-Gesell_Nutz_Gewaes_Auen_barrirefre.pdf
https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/wasser/Dokumente/BR-gepr-Gesell_Nutz_Gewaes_Auen_barrirefre.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/boden/bodenversiegelung#textpart-3
https://www.umweltbundesamt.de/daten/flaeche-boden-land-oekosysteme/boden/bodenversiegelung#textpart-3
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mit dem Flächenbedarf für den Siedlungsaus-
bau. Aber auch der Flächenverbrauch im 
ländlichen Raum nimmt stetig zu.  

• Viele Maßnahmen zur Renaturierung und für 
den Naturschutz haben einen sehr langfristi-
gen Wirkungshorizont. 

• Unter bestimmten Umständen stehen die An-
forderungen im Naturschutz (z.B. Erhalt von 
Trockenrasen, Schutz vor Neobiota) im Kon-
flikt zu den Anforderungen der WRRL (Wie-
dervernässung, Herstellung der Durchgängig-
keit) bzw. HWRM-RL (technischer Hochwas-
serschutz). 

• Unterschiedliche (behördliche) Zuständigkei-
ten im Bereich „Wasser“, Naturschutz und 
Landnutzung.  

• Fehlende Akzeptanz bei Maßnahmenträgern 
aufgrund fehlender Erfahrungen bei integrier-
ten Planungsansätzen. 

• Fehlende personelle Ressourcen. Die Planung 
morphologischer Maßnahmen ist ein verwal-
tungstechnischer Aufwand, der nur mit gut 
geschultem und ausreichend Personal durch-
geführt werden kann. 

• Fehlende finanzielle Ressourcen. Die Finan-
zierung der Maßnahmen ist zum Teil durch 
die Kommunen und Gemeinden selbst zu tra-
gen. In Anbetracht der finanziellen Ausstat-
tung der Städte, Kommunen und Gemeinden 
wird die Umsetzung von WRRL-Maßnahmen 
nicht priorisiert. 

• Aufwändige Planungsverfahren, aufgrund 
umfassender Beteiligung regionaler Akteure 
(z.B. Naturschutz, Landwirtschaft). Es besteht 
auch die Gefahr, dass sich gegenläufige An-
sichten bzw. Positionen auch innerhalb von 
Naturschutzverbänden aufeinandertreffen.  

8.3 Welche Handlungsoptionen 
gibt es? 

Im Rahmen einer ersten internen Diskussion und un-
ter Auswertung bestehender Politikpapiere konnten 
folgende Handlungsoptionen identifiziert werden, um 

 
58 Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (2017): Novellierte Richtlinie „Gewässerent-
wicklung und Hochwasserschutz“ veröffentlicht; Stand 14.02.2017, 

die bestehenden und zu erwartenden Herausforderun-
gen anzugehen:  

[Bitte beachten Sie, dass Sie im Rahmen der Online 
Konsultation und der Teilnahme am Dialogprozess 
diese Handlungsoptionen mitgestalten, ergänzen 
und erweitern können.] 

• Verstärkung der integrierten Betrachtung der 
Extremereignisse Hochwasser und Niedrig-
wasser in Verbindung mit Gewässerrenatu-
rierung in der Wasserwirtschaft und Erarbei-
tung integrierter Planungs- und Management- 
Strategien. 

• Bessere Integration des Gewässer- und Natur-
schutzes in der Bauleit- und Flächennut-
zungsplanung. 

• Bessere Verbindung und Kommunikation 
zwischen Akteuren, die sowohl an der Pla-
nung und Umsetzung von Maßnahmen zum 
Hochwasserschutz, als auch zur Gewässerre-
naturierung sowie zum Naturschutz beteiligt 
sind. Dies betrifft auch die Umsetzung von 
Maßnahmen. Dies kann auch Änderungen in 
den Verwaltungsstrukturen bedingen (Wer 
wird wie und wann informiert? Wie wird sich 
innerhalb der Strukturen ausgetauscht? Wer-
den unterschiedliche Möglichkeiten gemein-
sam diskutiert?). 

• Zusätzliche finanzielle (Sonder-)Förderung 
von gemeinsamen Projekten (z.B. „Förder-
richtlinie Gewässerentwicklung und Hoch-
wasserschutz“ in Hessen, 02.201758). 

• Einrichten von Vorrangflächen für die Gewäs-
ser- und Auenrenaturierung. 

• Sichtbarmachung der bestehenden und mögli-
chen Problemfelder und Information der Ver-
waltung und Öffentlichkeit. 

• Erhöhung personeller Ressourcen oder Out-
sourcing. 

• Stärkung des Wasserrückhalts in der Stadt 
durch Dach- und Fassadenbegrünungen, was-
serdurchlässige Bodenbeläge, Senken und die 
Freihaltung unbebauter Grünflächen 
(Schwammstadt oder Sponge City).59  

https://umwelt.hessen.de/pressearchiv/pressemitteilung/novel-
lierte-richtlinie-gewaesserentwicklung-und-hochwasserschutz - 
59 Special issue: Sponge Cities: Emerging Approaches, Challenges and 
Opportunities. Water 2018. ISSN 2073-4441. 

https://umwelt.hessen.de/pressearchiv/pressemitteilung/novellierte-richtlinie-gewaesserentwicklung-und-hochwasserschutz
https://umwelt.hessen.de/pressearchiv/pressemitteilung/novellierte-richtlinie-gewaesserentwicklung-und-hochwasserschutz
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8.4 Fragen, auf die im Dialog 
Antworten gefunden werden 
sollten.  

• Wenn Sie Entscheidungsträger wären, was 
würden Sie tun um den Naturschutz und den 
Gewässer- und Hochwasserschutz besser mit-
einander zu verbinden?  

• Welche Finanzierungsmechanismen stehen 
dafür zur Verfügung und welche würden Sie 
nutzen?  

• Wie kann das Einrichten von Vorrangflächen 
für die Gewässerrenaturierung und Auen ge-
lingen? 

9. Cluster 5: 
Wasserwirtschaft & 
Gesellschaft 

Obwohl Wasser das „Lebensmittel Nr. 1“ für den Men-
schen und Grundlage allen Lebens in der natürlichen 
Umwelt ist, geht die Gesellschaft als Ganzes mit Was-
ser nach wie vor nicht hinreichend verantwortungsvoll 
um (siehe Cluster 2 bis 4). Der grundlegende Auftrag 
der Wassergesetzgebung an die Wasserwirtschaft und 
die Zivilgesellschaft aus der Präambel der Wasserrah-
menrichtlinie (EU WRRL Präambel erster Absatz) wird 
dabei nach wie vor nicht hinreichend beachtet: „Was-
ser ist keine übliche Handelsware, sondern ein ererb-
tes Gut, das geschützt, verteidigt und entsprechend be-
handelt werden muss.“ Die gesellschaftliche Bedeu-
tung von Wasser ist dabei sehr viel größer als die aktu-
ellen Nutzungsmöglichkeiten, dies wird in seinen viel-
fältigen Dimensionen in vielen Politikbereichen und in 
der Öffentlichkeit aber nur ansatzweise wahrgenom-
men. Dabei ist es für einen verantwortlichen Umgang 
mit der Ressource Wasser auf ganz verschiedenen 
Ebenen notwendig, den gesamten Wasserkreislauf im 
Blick zu haben, dann aber die regional verschiedenen 
direkten und indirekten Wasserdienstleistungen spezi-
fisch zu berücksichtigen sowie alle Dynamiken, Nutzer 
und Betroffenen einzubeziehen. Das schließt den Kli-
mawandel, die Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung 
und den demographischen Wandel ein. Diese Aufgabe 
und ein vollständig nachhaltiger Umgang mit Wasser 

 
60 BMU/ UBA (Hrsg.) (2017): Wasserwirtschaft in Deutschland. 
Grundlagen, Belastungen, Maßnahmen. Umweltbundesamt, Des-
sau-Roßlau, https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/fi-
les/medien/1410/publikationen/uba_wasserwirtschaft_in_deutsch-
land_2017_web_aktualisiert.pdf 

erfordern es, das Zusammenspiel, die Handlungsstruk-
turen und das Handlungsspektrum der Wasserwirt-
schaft mit der Zivilgesellschaft neu zu denken. 

Zukunftsthemen innerhalb dieses Clusters sind des-
halb: 

• Entscheidungsfindung in der Wasserwirt-
schaft 

• Ökonomische Aspekte der Wassernutzung  

• Wasserwirtschaft und (Aus)Bildung 

• Kommunikation und Vernetzung 

• Wasser und Sicherheit 

9.1 Derzeitige Situation 

Die Wasserwirtschaft in Deutschland ist vielschichtig 
organisiert. Deutschland ist nach dem Grundgesetz, als 
Bundesstaat föderativ aufgebaut. Die staatlichen Auf-
gaben sind auf Bund und Länder verteilt. Die Kom-
munen (Städte, Kreise und Gemeinden) sind einerseits 
Teil der Länderebene, andererseits haben sie jedoch 
bei örtlichen Angelegenheiten einen eigenen Gestal-
tungsspielraum (Recht der Selbstverwaltung), der ver-
fassungsrechtlich geschützt ist. Zu unterscheiden sind 
die Gesetzgebungsbefugnis, die Kompetenz zum Voll-
zug der Vorschriften sowie die Finanzverantwortung. 
Der Bund und die Länder tragen gesondert die Ausga-
ben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer jeweiligen 
Aufgaben ergeben60. 

Auf dem Gebiet des Wasserhaushaltes hat der Bund 
nach der Föderalismusreform von 2006 die konkurrie-
rende Gesetzgebungskompetenz61. Die Länder dürfen 
Vorschriften nur erlassen, solange und soweit der 
Bund von seiner Gesetzgebungskompetenz keinen Ge-
brauch gemacht hat. Die Länder können von diesen 
Vorschriften abweichende Vorschriften erlassen. Dies 
ist bei stoff- und anlagenbezogenen Regelungen nicht 
möglich.62. 

Der Vollzug der wasserrechtlichen Vorschriften ein-
schließlich der Bundesgesetze und damit die Aus-
übung der exekutiven Befugnisse in der Wasserwirt-
schaft obliegt hingegen weiterhin grundsätzlich den 
Ländern. Eine Ausnahme bilden Bundeswasserstra-
ßen, deren Unterhaltung und Ausbau in Bezug auf die 

61 Der Bund hat von seiner Kompetenz Gebrauch gemacht und das 
Wasserhaushaltsgesetz zum 01.02.2010 novelliert. 
62 BMU/ UBA (2011). Wasserwirtschaft in Deutschland – Teil 1 – 
Grundlagen. 150 S. Dessau. 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_wasserwirtschaft_in_deutschland_2017_web_aktualisiert.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_wasserwirtschaft_in_deutschland_2017_web_aktualisiert.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/1410/publikationen/uba_wasserwirtschaft_in_deutschland_2017_web_aktualisiert.pdf
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Verkehrsbelange allein vom Bund geregelt und verwal-
tet werden. Weitere wichtige Aufgaben nimmt der 
Bund in den Bereichen der Forschung und der Daten-
sammlung wahr. So ist z.B. die Überwachung der Was-
serbeschaffenheit von Grundwasser und Oberflächen-
gewässern oder auch das Hochwasserrisikomanage-
ment eine wesentliche Aufgabe der Wasserwirtschafts-
verwaltungen der Länder. Gegenüber der Europäi-
schen Union ist jedoch der Bund als Mitgliedstaat zu-
ständiger Ansprechpartner und beispielsweise zur Be-
richterstattung verpflichtet. Deshalb sammeln und ag-
gregieren Bundesbehörden die Länderdaten, um sie in 
einem einheitlichen Format nach Brüssel (EU-Kommis-
sion) weiterzuleiten. Das sach- und problembezogene 
Zusammenwirken von Bund und Ländern ist eine 
grundlegende Voraussetzung, um fortschrittlichen und 
effizienten Gewässerschutz zu verwirklichen. 

Nach außen nimmt die Information der breiten Öffent-
lichkeit zu umweltrelevanten Fragestellungen oder 
Problematiken auch in der wasserwirtschaftlichen 
Praxis einen immer höheren Stellenwert ein. Die In-
formationsverbreitung ist zum Teil rechtsverbind-
lich, wie die Öffentlichkeitsbeteiligung bei den Bewirt-
schaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen der 
WRRL oder die Information der Bürgerinnen und Bür-
ger zur Trinkwasserqualität. Auch wird die interes-
sierte Öffentlichkeit auf einer Vielzahl von Internetsei-
ten über die Umweltprobleme regional, national und 
global informiert. Die Weitergabe der Informationen 
erfolgt dabei über unterschiedliche Kommunikations-
wege: Internet, Social Media, Flyer, Broschüren (Print-
medien) etc.  

Trotz der umfangreichen, zur Verfügung stehenden In-
formationen bestehen nach wie vor Wissensdefizite in 
der Bevölkerung, beispielsweise zur Gewässerökolo-
gie, zu Auswirkungen von kommunalen oder industri-
ellen Einleitungen auf Gewässer und das Trinkwasser 
oder die Verbreitung von Emissionen und Schadstof-
fen auch aus der Landwirtschaft. Dieses Wissensdefizit 
kann zu großen Unsicherheiten in der Bevölkerung 
führen. Zudem sind sowohl die einzuhaltenden rechtli-
chen Vorgaben im Gewässerschutz als auch der Wert 
des Wassers und die Kosten für Trinkwasser und die 
Abwasserentsorgung oftmals nicht bekannt. In diesem 
Zusammenhang gilt es auch im Sinne der Verbraucher 
auf die Gebührenstabilität bei Trink- und Abwasser zu 
achten.  

 
63 Melzer. M. (2016.): Der Einsatz von Steuerungsinstrumenten im 
Umweltschutz in Deutschland, Südafrika, der Volksrepublik China 
und Saudi-Arabien im Vergleich; Logos Verlag Berlin. ISBN 978-3-
8325-4418-8. 

Auch in Bezug auf den vorsorgenden Hochwasser-
schutz z.B. an Gewässern (Stichwort „Hochwasserde-
menz“ wenige Jahre nach einem Ereignis) und die 
Möglichkeiten, selbst zum Schutz beitragen zu können 
(Meiden gefährdeter Gebiete, bauliche Maßnahmen am 
Eigentum), bestehen erhebliche Wissensdefizite in der 
Bevölkerung. 

Gesellschaftlich wird auch immer wieder die Umset-
zung des Verursacherprinzips diskutiert. Die wich-
tigsten ökonomischen Instrumente dazu sind die Was-
serentnahmeentgelte und die Abwasserabgaben.63 
Ziel dieser Regelungen ist es, nach dem Verursacher-
prinzip Abgaben für die Wassernutzung zu erheben. 
Derzeit werden Gebühren und Entgelte für die Trink-
wasserversorgung und Abwasserentsorgung sowie 
zum Schutz des Grundwassers (Ausgleichsmaßnah-
men für Agrarumweltmaßnahmen vor allem in Was-
serschutzgebieten64) erhoben. Wasserentnahmeent-
gelte für Schifffahrt, Bergbau und Energiewirtschaft 
werden zumeist nicht erhoben. 

Ein weiteres Themenfeld ist der Bereich Aus- und 
Fortbildung und damit die Frage, wie der Nachwuchs 
in der Wasserwirtschaft fachlich fundiert ausgebildet 
werden muss, dauerhaft an das Aufgabenspektrum ge-
bunden werden kann und kompetent ist, den Zu-
kunftsherausforderungen zu begegnen. Auch im Be-
reich der Bildung ist Deutschland föderativ aufgebaut, 
mit entsprechenden Konsequenzen für die Vielschich-
tigkeit der schulischen, universitären, außeruniversitä-
ren und betrieblichen Ausbildung. 

Ein Beispiel für diese Vielschichtigkeit betrifft die For-
schungseinheiten der Wasserforschung. Nach ersten 
Einschätzungen gibt es in Deutschland 451 Organisati-
onseinheiten in 152 Einrichtungen, die einen Schwer-
punkt im Bereich Wasserforschung in verschiedenen 
Disziplinen haben (Hydrologie, Hydrogeologie, Meteo-
rologie, Limnologie, Wasserchemie, Bodenforschung, 
Ingenieurwissenschaften, Wasserrecht, Wasserpolitik, 
Ökonomie und einige mehr)65. Die Liste der Fachberei-
che und Organisationen, in denen Wasser eine wich-
tige Rolle spielt, zeigt, dass es sich bei „Wasser“ um ein 
„Megathema“ der Umweltforschung handelt, gleichzei-
tig ist die „Community“ aber eher kleinteilig und zer-
splittert organisiert. Dies erweist sich zunehmend als 
Risiko oder Hinderungsfaktor, um große inter- und 
transdisziplinäre Herausforderungen der Wasserwirt-
schaft in der notwendigen Breite anzugehen (z. B. das 
Thema Klimawandel und Wasser). 

64 Gawel, E. (2014): Das Wasserentnahmeentgeltgesetz Nordrhein-
Westfalen: Bestandsaufnahme und Evaluierung. Studien zu Um-
weltökonomie und Umweltpolitik 9. Duncker & Humblot, Berlin 
65 UFZ (Hrsg.) (2012): Wasserforschung in Deutschland– Schwer-
punkte Akteure Kompetenzen. Leipzig. 
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9.2 Warum ist dieser Cluster (auch) 
in der Zukunft voraussichtlich 
relevant? 

Der Erfolg der Wasserwirtschaft hängt stark von der 
gesellschaftlichen Bedeutung des Themas Wasser ab. 
In diesem Zusammenhang werden folgende Faktoren 
relevant:  

• Die gemeinsame Umsetzung integrierter Ma-
nagement-Strategien zum Schutz der Gewäs-
ser unter immer komplexeren Anforderungen 
zu bewältigen. Dies erfordert, dass oftmals 
bestehende Kommunikationsdefizit innerhalb 
von Fachgebieten, von Fachbehörden und Sta-
keholdern und Verbänden zu reduzieren. So 
geschieht es jetzt schon, dass durch die orga-
nisatorischen Strukturen in den Verwaltun-
gen die Kommunikation auf regionaler Ebene 
oft nicht hinreichend abgestimmt ist und so 
die Umsetzung von regional spezifischen 
Maßnahmen (insb. in Zusammenhang mit der 
WRRL) mit möglichen Synergien zum Hoch-
wasserschutz oder dem Naturschutz er-
schwert wird.  

• Vor dem Hintergrund der sich möglicher-
weise zukünftig ändernden Wassernutzungen 
und den Folgen des Klimawandels werden 
auch die Kosten für die Wasserdienstleitun-
gen beeinflusst66. Der Ausbau und die Anpas-
sung von Infrastrukturen, die erweiterte Rei-
nigung des Abwassers von Spurenstoffen o-
der die Aufbereitung belasteten Rohwassers 
zu Trinkwasser werden deutlich höhere Kos-
ten verursachen, welche von der Bevölkerung 
getragen werden müssen. Somit bleibt die Fi-
nanzierung der Wasserwirtschaft unter im-
mer knapperen Ressourcen auch zukünftig 
eine Herausforderung.  

• Stakeholderprozesse gewinnen immer mehr 
an Bedeutung. Jedoch bleibt die Frage nach 
geeigneten Instrumenten für zielführende 
Diskussionen häufig offen. 

• Die Entwicklung des Marktes und die Ände-
rung des Lebensstils haben einen entschei-
denden Einfluss auf das Umweltbewusstsein. 

• Die Aus- und Fortbildung der für die Bewälti-
gung der neuen und immer komplexer wer-

 
66 VKU (2017): Verursacherprinzip von grundlegender Bedeutung für 
die Zukunft der Wasserwirtschaft. EUWID 2017. 

denden wasserwirtschaftlichen Aufgaben not-
wendigen Fachleute ist eine Schlüsselaufgabe, 
die strategisch angegangen und umgesetzt 
werden muss. Dasselbe gilt für die Beiträge 
die universitäre und außeruniversitäre For-
schung, vor dem Hintergrund des regionalen 
und globalen Wandels „Wassersicherheit“ für 
Mensch und Umwelt zu gewährleisten. 

9.3 Welche Handlungsoptionen 
gibt es? 

Im Rahmen einer ersten internen Diskussion und un-
ter Auswertung bestehender Politikpapiere konnten 
folgende Handlungsoptionen identifiziert werden, um 
die bestehenden und zu erwartenden Herausforderun-
gen anzugehen:  

[Bitte beachten Sie, dass Sie im Rahmen der Online 
Konsultation und der Teilnahme am Dialogprozess 
diese Handlungsoptionen mitgestalten, ergänzen 
und erweitern können.] 

• Verstärkung der internen Kommunikation auf 
regionaler Ebene innerhalb der Verwaltungs-
strukturen.  

• Strategische Einbindung von Beteiligten, Sta-
keholdern und Verbänden beispielweise zwi-
schen Behörden zuständig für Raumplanung, 
Hochwasser-/ Gewässerschutz. 

• Strategien zur Einbindung und Information 
der Bevölkerung zum Gewässerzustand (au-
ßerhalb von Trinkwasser und anderen Schad-
stoffen, bei denen die persönliche Betroffen-
heit das Interesse generiert). Diese Informa-
tion müssen auch Themen wie Gefahren 
/Auswirkungen von Hoch- und Niedrigwasser 
umfassen. 

• Förderung des „wassersensiblen Verbrau-
chers“. 

• Strategien zur Aus- und Fortbildung der be-
nötigten Fachleute auf allen Ebenen der Was-
serwirtschaft. 

• Strategien zur besseren Inwertsetzung der 
Kompetenzen und Ergebnisse der universitä-
ren und außeruniversitären Forschungsein-
richtungen. 
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9.4 Fragen, auf die im Dialog 
Antworten gefunden werden 
sollten.  

• Wie würden Sie den Stellenwert des Wassers 
in der Gesellschaft stärken? 

• Welche Änderungen im Bildungssystem sind 
notwendig, um das Thema Wasser einerseits 
stärker in der Gesellschaft zu verankern, an-
dererseits zukünftig ausreichend qualifizierte 
Fachkräfte zu haben? 

• Welche Rolle sollen Umwelt- und Natur-
schutzverbände zukünftig haben? Brauchen 
sie eine weitere Stärkung, um den Stellenwert 
des Gewässerschutzes zu erhöhen, mehr Inte-
ressierte einzubinden? 

10. Leitfragen für die 
Onlinekonsultation 

Bitte beachten Sie, dass der Wasserdialog partizipato-
risch angelegt ist und wir daher auf Ihren Betrag Wert 
legen. Unter https://www.fresh-thoughts.eu/FreshE-
vents-92-Leitfragen können Sie Ihre Meinung zu den 
folgenden Fragen abgeben: 

1) „Sind mit den im Diskussionspapier genann-
ten Zukunftsthemen die zentralen zukünfti-
gen Herausforderungen für den Zeithorizont 
bis 2050 ausreichend umschrieben? 

2) Welche Zukunftsthemen sollen in den fünf 
Wasserdialogen (siehe Abbildung 2) vorran-
gig diskutiert werden? 

Bitte nutzen Sie diese Chance bis zum 5.10.2018. Ihre 
Beträge werden bis zur Veranstaltung gesammelt und 
ausgewertet und dort anonym präsentiert.  
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